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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

III/l — 55000 — 5583/68 


Bonn, den 9. September 1968 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Übereinkom- 
men vom 18. März 1965 zur Beilegung von 
Investitionsstreitigkeiten zwischen Staaten 
und Angehörigen anderer Staaten 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Der Wortlaut des Übereinkommens in englischer und franzö- 
sischer Sprache und deutscher Übersetzung sowie eine Denk- 
schrift zu dem Übereinkommen sind beigefügt. 

Federführend ist der Bundesminister für Wirtschaft. 

Der Bundesrat hat in seiner 327. Sitzung am 5. Juli 1968 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem 
Gesetzentwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu 
nehmen. Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf 
keine Einwendungen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 


Druck: Bundesdrufkerei Bonn 
Alleinvertrieb; Dr, Hans Heger, 

Bad Godesberg, Goethestr. 54, Postfach 821 
Telefon 6 J5 51 
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Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Übereinkommen vom 18. März 1965 
zur Beilegung von Investitionsstreitigkeiten zwischen Staaten 
und Angehörigen anderer Staaten 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Dem in Washington am 27. Januar 1966 von der 
Bundesrepublik Deutschland Unterzeichneten Über- 
einkommen vom 18. März 1965 zur Beilegung von 
Investitionsstreitigkeiten zwischen Staaten und An- 
gehörigen anderer Staaten wird zugestimmt. Das 
Übereinkommen wird nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

(1) Auf das Verfahren über den Antrag, die Zu- 
lässigkeit der Zwangsvollstreckung aus einem 
Schiedsspruch (Artikel 53 des Übereinkommens) 
festzustellen, ist § 1044 Abs. 1 ZPO entsprechend an- 
zuwenden. Sachlich ausschließlich zuständig ist das 
Landgericht. 

(2) örtlich zuständig ist ausschließlich das Ge- 
richt, bei dem der Schuldner seinen allgemeinen 
Gerichtsstand hat, und beim Fehlen eines solchen 
das Gericht, in dessen Bezirk sich Vermögen des 
Schuldners befindet oder die Zwangsvollstreckung 
durchgeführt werden soll. 

(3) Der Antrag, die Zulässigkeit der Zwangsvoll- 
streckung festzustellen, kann nur abgelehnt werden, 
wenn der Schiedsspruch in dem Verfahren nach Arti- 
kel 52 des Übereinkommens aufgehoben worden ist. 


Artikel 3 

Wird die Zwangsvollstreckung des Schieds- 
spruches ausgesetzt (Artikel 50 Abs. 2 Satz 3, Artikel 
51 Abs. 4, Artikel 52 Abs. 5 des Übereinkommens), 
so ist auf Antrag des Schuldners das Verfahren, in 
dem die Zulässigkeit der Zwangsvollstreckung fest- 
gestellt wird, auszusetzen oder die Zwangsvoll- 
streckung einstweilen einzustellen. Endet die Aus- 
setzung der Vollstreckung des Schiedsspruches, so 
wird das Verfahren, in dem die Zulässigkeit der 
Zwangsvollstreckung festgestellt wird, auf Antrag 
fortgesetzt; das Vollstreckungsgericht entscheidet 
auf Antrag des Gläubigers über die Fortsetzung des 
Zwangsvollstreckungsverfahrens. 

Artikel 4 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das 
Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes fest- 
stellt. 

Artikel 5 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Übereinkommen nach 
seinem Artikel 68 Abs. 2 für die Bundesrepublik 
Deutschland in Kraft tritt, ist im Bundesgesetzblatt 
bekanntzugeben. 
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Begründung 


Zu Artikel 1 

Das Übereinkommen bedarf nach Artikel 59 Abs. 2 
Satz 1 des Grundgesetzes der Zustimmung der für 
die Bundesgesetzgebung zuständigen Körperschaf- 
ten. 

Zu Artikel 2 

Dieser Artikel schafft die innerstaatlichen Voraus- 
setzungen für die Vollstreckung von Schieds- 
sprüchen, die auf Grund des im Übereinkommen 
vorgesehenen Schiedsverfahrens ergangen sind. 

Nach Absatz 1 gilt für das Verfahren über den An- 
trag, die Zulässigkeit der Zwangsvollstreckung aus 
einem Schiedsspruch des Schiedsgerichts festzustel- 
len, das für ausländische Schiedssprüche geltende 
Verfahren — § 1044 Abs. 1 ZPO — entsprechend. 
Eine entsprechende Anwendung von § 1044 Abs. 2 
ZPO ist nicht vorgesehen, da sie in Widerspruch zu 
der sich aus Artikel 54 Abs. 1 Satz 1 des Überein- 
kommens ergebenden Verpflichtung stehen würde, 
Schiedssprüche wie rechtskräftige Urteile inländi- 
scher Gerichte zu behandeln. Absatz 1 Satz 2 und 
Absatz 2 enthalten Bestimmungen über die sach- 
liche bzw. örtliche Zuständigkeit des Gerichts. 

Gemäß Absatz 3 kann das Vollstreckungsgericht den 
Antrag nur ablehnen, wenn der Schiedsspruch in 


dem Verfahren nach Artikel 52 des Übereinkommens 
aufgehoben worden ist. Eine weitergehende Nach- 
prüfung des Schiedsspruches verbietet sich im Hin- 
blick auf Artikel 54 Abs. 1 Satz 1 des Übereinkom- 
mens. 

Zu Artikel 3 

Diese Vorschrift ermöglicht, die vom Schiedsgericht 
beschlossene Aussetzung der Vollstreckung eines 
Schiedsspruchs im Verfahren zur Feststellung der 
Zulässigkeit der Zwangsvollstreckung zur Geltung 
zu bringen. Eine entsprechende Regelung wird für 
den Fall der Beendigung der Aussetzung der Voll- 
streckung des Schiedsspruchs getroffen. 

Zu Artikel 4 

Das Gesetz soll auch im Land Berlin Anwendung 
finden. Es enthält daher die übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 5 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem 
Erfordernis des Artikels 82 Abs. 2 des Grund- 
gesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem der Vertrag 
nach seinem Artikel 68 Abs. 2 in Kraft tritt, im Bun- 
desgesetzblatt bekanntzugebön. 
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Übereinkommen 

zur Beilegung von Investitionsstreitigkeiten 
zwischen Staaten und Angehörigen anderer Staaten 

Convention 

on the Settlement of Investment Disputes 
between States and Nationais of Other States 

Convention 

pour le Reglement des Differends Relatifs 
aux Investissements 

entre Etats et Ressortissants d'Autres Etats 


PREAMBLE 

THE CONTRACTING STATES 

CONSIDERING the need for interna- 
tional Cooperation for economic devel- 
opment, and the role of private inter- 
national Investment therein; 


BEARING IN MIND the possibility 
Ihat from time to time disputes may 
arise in connection with such Invest- 
ment between Contracting. States and 
nationals of other Contracting States; 

RECOGNIZING that while such 
disputes would usually be subject to 
national legal processes, international 
niethods of settlement may be appro- 
priate in certain cases; 

ATTACHING PARTICULAR IM- 
PORTANCE to the availability of facil- 
ities for international conciliation or 
arbitration to which Contracting States 
and nationals of other Contracting 
States may submit such disputes if 
they so desire; 

DESIRING to etablish such facilities 
uiider the auspices of the International 
Bank for Reconstruction and Develop- 
ment; 

RECOGNIZING that mutual consent 
by the parties to submit such disputes 
to conciliation or to arbitration through 
such facilities constitutes a binding 
agreement which requires in particular 
that due consideration be givcn to any 
recommendation of conciliators, and 
that any arbitral award be complied 
with; and 


DECLARING that no Contracting 
State shall by the mere fact of its 


PREAMBULE 

LES ETATS CONTRACTANTS 

CONSIDBRANT la necessite de la 
Cooperation internationale pour le de- 
veloppement economique, et le role 
joue dans ce domaine par les investis- 
sements prives internationaux; 


AVANT PRBSENT Ä L'ESPRIT que 
des differends peuvent surgir ä toute 
epoque au sujet de tels investisse- 
ments entre Etats contractants et res- 
sortissants d'autres Etats contractants; 

RECONNAISSANT que si ces diffe- 
rends doivent normalement faire Tob- 
jet de recours aux instances internes, 
des modes de reglcment internatio- 
naux de ces differends peuvent etre 
appropries dans certains cas; 

ATTACtiANT UNE IMPORTANCE 
PARTICULIERE ä la creation de me- 
canismes pour la conciliation et Tar- 
bitrage internationaux auxquels les 
Etats contractants et les ressortissants 
d'autres Etats contractants puissent, 
s'ils le desirent, soumettre leurs diffe- 
rends; 

DESIRANT etablir ces mecanismes 
SOUS les auspices de la Banque Inter- 
nationale pour la Reconstruction et le 
Dcveloppement; 

RECONNAISSANT que le consente- 
ment mutuel des parties de soumettre 
ces differends a la conciliation ou ä 
l'arbitrage, en ayant recours auxdits 
mecanismes, constitue un accord ayant 
force obligatoire qui exige en parti- 
culier que toute recommandation des 
conciliateurs soit düment prise en 
consideration et que toute sentence 
arbitrale soit executee; et 


DECLARANT qu'aucun Etat contrac- 
tant, par le seul fait de sa ratification, 


(Übersetzung) 

PRÄAMBEL 

DIE VERTRAGSSTAATEN ~ 

EINGEDENK der Notwendigkeit, 
zugunsten der wirtschaftlichen Ent- 
wicklung international zusammenzuar- 
beiten, und eingedenk der Bedeutung, 
welche internationalen privaten In- 
vestitionen auf diesem Gebiet zu- 
kommt, 

IM HINBLICK DARAUF, daß im 
Zusammenhang mit derartigen Investi- 
tionen Streitigkeiten zwischen Ver- 
tragsstaaten und Angehörigen anderer 
Vertragsstaaten jederzeit entstehen 
können, 

IN DER ERKENNTNIS, daß solche 
Streitigkeiten zwar für gewöhnlich 
Gegenstand innerstaatlicher Verfahren 
sind, in bestimmten Fällen jedoch ein 
internationales Verfahren zu ihrer Bei- 
legung angebracht sein kann, 

IN ANBETRACHT der besonderen 
Bedeutung, die sie der Schaffung in- 
ternationaler Vergleichs- und Schieds- 
einrichtungen beimessen, denen Ver- 
tragsstaaten und Angehörige anderer 
Vertragsstaaten auf Wunsch solche 
Streitigkeiten unterbreiten können, 

IN DEM WUNSCH, derartige Ein- 
richtungen unter den Auspizien der 
Internationalen Bank für Wiederaufbau 
und Entwicklung zu schaffen, 

IN DER ERKENNTNIS, daß die ge- 
genseitige Einwilligung der Parteien, 
solche Streitigkeiten unter Inanspruch- 
nahme der genannten Einrichtungen 
einem Vergleichs- oder Schiedsver- 
fahren zu unterwerfen, eine rechts- 
verbindliche Vereinbarung darstellt, 
die insbesondere erfordert, daß jede 
Empfehlung der Vermittler gebührend 
berücksichtigt und jedem Schieds- 
spruch nachgekommen wird, und 

MIT DER ERKLÄRUNG, daß allein 
die Ratifizierung, Ännahme oder Ge- 
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ratification, acceptaiice or approval of 
this Convention and withoiit its con- 
sent be deemed to be under any Obliga- 
tion to submit any particular dispute 
to conciliation or arbitration, 


HAVE AGREED AS FOLLOWS: 


CHAPTER I 

International Centre 
for Settlement 
of Investment Disputes 

SECTION 1 

Establishment and Organization 

A rti c 1 e 1 

(1) There is hereby established the 
International Centre for Settlement of 
Investment Disputes (hereinafter called 
the Centre). 

(2) The purpose of the Centre shall 
be to provide facilities for conciliation 
and arbitration of Investment disputes 
between Contracting States and na- 
tionals of other Contracting States in 
accordance with the provisions of this 
Convention. 


Article 2 

The Seat of the Centre shall be at 
the Principal office of the International 
Bank for Reconstruction and Develop- 
ment (hereinafter called the Bank). The 
Seat may be moved to another place 
by decision of the Administrative 
Council adopted by a majority of two- 
thirds of its members. 

Article 3 

The Centre shall have an Administra- 
tive Council and a Secretariat and 
shall maintain a Panel of Conciliators 
and a Panel of Arbitrators. 

SECTION 2 

The Administrative Council 

Article 4 

(1) The Administrative Council shall 
be coinposed of one representative of 
each Contracting State. An alternate 
may act as representative in case of 
his principal's absence from a meeling 
or inability to act. 

(2) In the absence of a contrary 
designation, each governor and alter- 
nate governor of the Bank appointed 
by a Contracting State shall be ex 
officio its representative and its alter- 
nate respectively. 
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de son acceptation ou de son approba- 
tion de la presente Convention et sans 
son consentement, ne sera repute avoir 
assume aucune Obligation de recourir 
ä la conciliation ou ä l'arbitrage, en 
aucun cas particulier, 


SONT CONVENUS DE CE QUI 
SUIT: 


CHAPITRE I 

Le Centre International 
Pour le Reglement des Differends 
Relatifs aux Investissements 

SECTION 1 

Creation et Organisation 

Article 1 

(1) II est institue, en vertu de la pre- 
sente Convention, un Centre Interna- 
tional pour le Reglement des Diffe- 
rends Relatifs aux Investissements (ci- 
apres denomme le Centre). 

(2) L'objet du Centre est d'offrir des 
moyens de conciliation et d'arbitrage 
pour regier les differends relatifs aux 
investissements opposant des Etats 
contractants ä des ressortissants d'au- 
tres Etats contractants, conformement 
aux dispositions de la presente Con- 
vention. 


Article 2 

Le siege du Centre est celui de la 
Banque Internationale pour la Recons- 
truction et le Developpement (ci-apres 
denommee la Banque). Le siege peut 
etre transfere en tout autre lieu par 
decision du Conseil Administratif prise 
ä la majorite des deux tiers de ses 
membres. 


Article 3 

Le Centre se compose d'un Conseil 
Administratif et d'un Secretariat. II 
tient une liste de conciliateurs et une 
liste d'arbitres. 


SECTION 2 

Du Conseil Administratif 

Article 4 

(1) Le Conseil Administratif com- 
prend un representant de chaque Etat 
contractant. Un suppleant peut agir en 
qualite de representant si le titulaire 
est absent d'une reunion ou empeche. 

(2) Sauf designation differente, le 
gouverneur et le gouverneur suppleant 
de la Banque nommes par l'Etat con- 
tractant remplissent de plein droit les 
fonctions respectives de representant 
et de suppleant. 
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nehmigung dieses Übereinkommens 
durch einen Vertragsstaat nidit dessen 
Verpflichtung bedeutet, eine bestimmte 
Streitigkeit ohne seine Zustimmung 
einem Vergleichs- oder Schiedsver- 
fahren zu unterwerfen — 


SIND WIE FOLGT ÜBEREINGE- 
KOMMEN: 

KAPITEL I 

Das Internationale Zentrum 
zur Beilegung 

von Investitionsstreitigkeiten 

ABSCHNITT 1 

Gründung und Organisation 

Artikel 1 

(1) Hiermit wird ein Internationa- 
les Zentrum zur Beilegung von In- 
vestitionsstreitigkeiten (im folgenden 
als Zentrum bezeichnet) errichtet. 

(2) Zweck des Zentrums ist es, nach 
Maßgabe dieses Übereinkommens Ver- 
gleichs- und Schiedseinrichtungen zur 
Beilegung von Investitionsstreitigkei- 
ten zwischen Vertragsstaaten und An- 
gehörigen anderer Vertragsstaaten 
zur Verfügung zu stellen. 

Artikel 2 

Sitz des Zentrums ist der Sitz der 
Internationalen Bank für Wiederauf- 
bau und Entwicklung (im folgenden 
als Bank bezeichnet). Der Sitz kann 
durch einen vom Verwaltungsrat mit 
Zweidrittelmehrheit seiner Mitglieder 
gefaßten Beschluß an einen anderen 
Ort verlegt werden. 

Artikel 3 

Das Zentrum besteht aus einem Ver- 
waltungsrat und einem Sekretariat. Es 
führt je ein Verzeichnis von Vermitt- 
lern und von Schiedsrichtern. 

ABSCHNITT 2 

Der Verwaltungsrat 

Artikel 4 

(1) Der Verwaltungsrat besteht aus 
einem Vertreter jedes Vertragsstaats. 
Nimmt ein Vertreter an einer Sitzung 
nicht teil oder ist er verhindert, so 
kann ein Stellvertreter für ihn tätig 
werden. 

(2) Erfolgt keine andere Ernennung, 
so sind der von einem Vertragsstaat 
ernannte Gouverneur der Bank und 
dessen Stellvertreter von Amts wegen 
Vertreter und Stellvertreter. 
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Articl e 5 

The President of the Bank shail be 
ex ofticio Chairman of the Administra- 
tive Council (hereinafter called the 
Chairman) bul shail have no vote. Dür- 
ing his absence or mability to act and 
during any vacancy in the Office of 
President of the Bank, the person for 
the time being acting as President 
shail act as Chairman of the Admin- 
istrative Counc il. 

A r t i c 1 e 6 

(1) Without prejudice to the powers 
and functions vested in it by other 
provisions of this Convention, the Ad- 
ministrative Council shail 

(a) adopt the administrative and finan- 
cial regulations of the Centre; 

(b) adopt the rules of procedure for 
the institution of conciliation and 
arbitration proceedings; 

(c) adopt the rules of procedure for 
conciliation and arbitration pro- 
ceedings (hereinafter called the 
Conciliation Rules and the Arbitra- 
tion Rules); 

(d) approve arrangements with the 
Bank for the use of the Bank's 
administrative facilities and Serv- 
ices; 

(e) determine the conditions of Serv- 
ice of the Secretary-General and 
of any Deputy Secretary-General; 

(f) adopt the annual budget of reve- 
nues and expenditures of the 
Centre; 

(g) approve the annual report on the 
Operation of the Centre. 

The decisions referred to in sub- 
paragraphs (a), (b), (c) and (f) above 
shail be adopted by a majority of two- 
thirds of the members of the Admin- 
istrative Council. 

(2) The Administrative Council may 
appoint such committees as it considers 
necessary. 

(3) The Administrative Council shail 
also exercise such other powers and 
perform such other functions as it shail 
determine to be necessary for the 
Implementation of the provisions of 
this Convention. 

Article 7 

(1) The Administrative Council shail 
hold an annual meeting and such other 
meetings as may be determined by the 
Council, or convened by the Chairman, 
or convened by the Secretary-General 
at the request of not less than five 
members of the Council. 

(2) Each member of the Administra- 
tive Council shail have one vote and, 
except as otherwise herein provided, 


Article 5 

Le President de la Banque est de 
plein droit President du Conseil Ad- 
ministratif (ci-apres denomme le Presi- 
dent) sans avoir le droit de vote. S’il 
est absent ou empeche ou si la presi- 
dence de la Banque est vacante, la 
personne cjui le remplace ä la Banque 
fait fonction de President du Conseil 
Administratif. 


Article 6 

(1) Sans prejudice des attributions 
qui lui sont devolues par les autres 
dispositions de la presente Conven- 
tion, le Conseil Administratif: 

(a) adopte le reglemcnt administratif 
et le regiement financier du Cen- 
tre; 

(b) adopte le regiement de procedure 
relatif ä l'introduction des instan- 
ces de conciliation et d’arbitrage; 

(c) adopte les reglements de proce- 
dure relatifs aux instances de con- 
ciliation et d'arbitrage (ci-apres de- 
nommes le Reglement de Concilia- 
tion et le Reglement d'Arbitrage) ; 

(d) approuve tous arrangements avec 
la Banque en vue de l'utilisation 
de ses locaux et de ses Services 
administratifs; 

(e) determine les conditions d'emploi 
du Secretaire General et des Se- 
cretaires Generaux Adjoints; 

(f) adopte le budget annuel des rccet- 
tes et depenses du Centre; 

(g) approuve le rapport annuel sur les 
activites du Centre. 

Les decisions visees aux alineas (a), 
(b), (c) et (f) ci-dessus sont prises ä la 
majorite des deux tiers des membres 
du Conseil Administratif. 

(2) Le Conseil Administratif peut 
constituer toute commission qu’il esti- 
me necessaire. 

(3) Le Conseil Administratif exerce 
egalement toutes autres attributions 
qu'il estime necessaires ä la mise en 
Oeuvre des dispositions de la presente 
Convention. 


Article 7 

(1) Le Conseil Administratif tient une 
Session annuelle et toute autre Session 
qui aura ete soit decidee par le Con- 
seil, soit convoquee par le President, 
soit convoquee par le Secretaire Gene- 
ral sur la demande d’au moins cinq 
membres du Conseil. 

(2) Chaque membre du Conseil Ad- 
ministratif dispose d'une voix et, sauf 
exception prevue par la presente Con- 


Artikel 5 

Der Präsident der Bank ist von Amts 
wegen Vorsitzender des Verwaltungs- 
rats (im folgenden als Vorsitzender 
bezeichnet), hat jedoch kein Stimm- 
recht. Ist er abwesend oder verhindert 
oder ist die Stelle des Präsidenten der 
Bank nicht besetzt, so handelt der 
amtierende Präsident als Vorsitzender 
des Verwaltungsrats. 


Artikel 6 

(1) Unbeschadet der ihm in anderen 
Bestimmungen dieses Übereinkommens 
zugewiesenen Befugnisse und Aufga- 
ben hat der Verwaltungsrat folgende 
Aufgaben: 

a) er beschließt die Verwaltungs- und 
die Finanzordnung für das Zentrum; 

b) er beschließt die Verfahrensord- 
nung für die Einleitung von Ver- 
gleichs- und von Schiedsverfahren; 

c) er beschließt die Verfahrensord- 
nungen für das Vergleichs- und 
das Schiedsverfahren (im folgenden 
als Vergleichsordnung und Schieds- 
ordnung bezeichnet); 

d) er genehmigt die Vereinbarungen 
mit der Bank über die Benutzung 
ihrer Verwaltungseinrichtungen und 
Verwaltungsdienste; 

e) er bestimmt die Anstellungsbedin- 
gungen für den Generalsekretär 
und die Stellvertretenden General- 
sekretäre; 

f) er beschließt den jährlichen Haus- 
haltsplan der Einnahmen und Aus- 
gaben des Zentrums; 

g) er genehmigt den jährlichen Tätig- 
keitsbericht des Zentrums. 

Beschlüsse nach den Buchstaben a, 
b, c und f bedürfen einer Zweidrittel- 
mehrheit der Mitglieder des Verwal- 
tungsrats. 

(2) Der Verwaltungsrat kann die 
Ausschüsse einsetzen, die er für er- 
forderlich hält. 

(3) Ferner übt der Verwaltungsrat 
alle sonstigen Befugnisse aus und 
nimmt alle sonstigen Aufgaben wahr, 
die er zur Durchführung dieses Über- 
einkommens für erforderlich hält. 


Artikel 7 

(1) Der Verwaltungsrat hält eine 
Jahrestagung sowie zusätzliche Tagun- 
gen ab, soweit letztere vom Rat be- 
schlossen oder vom Vorsitzenden oder 
auf Wunsch von mindestens fünf Rats- 
mitgliedern vom Generalsekretär an- 
beraumt werden. 

(2) Jedes Mitglied des Verwaltungs- 
rats hat eine Stimme; soweit in diesem 
Übereinkommen nichts anderes vor- 
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all niatiers betöre the Council shall be 
decided by a majority of the votes 
cast. 

(3) A quoium for any meeting of the 
Administrative Council shall be a 
majority of its members. 

(4) The Administrative Council may 
establish, by a majority of two-thirds 
of its members, a procedure whereby 
the Chairman may seek a vote of the 
Council without convening a meeting 
of the Council. The vote shall be 
considered valid only if the majority of 
the members of the Council cast their 
votes within the time limit fixed by 
the said procedure. 


A r t i c 1 e 8 

Members of the Administrative 
Council and the Chairman shall serve 
without remuneration from the Centre. 


SECTION 3 

The Secretaiial 

A r t i c 1 e 9 

The Secretariat shall consist of a 
Secretary-General, one or more Depu- 
ty Secretaries-General and staff. 


A r t i c 1 e 10 

(l) The Secretary-General and any 
Depiity Secretary-General shall be 
elected by the Administrative Council 
by a majority of two-thirds of its mem- 
bers upon the nomination of the Chair- 
man for a term of Service not exceed- 
ing six years and shall be eligible for 
re-election. After Consulting the mem- 
bers of the Administrative Council, the 
Chairman shall propose one or more 
candidates for each such Office. 

(2} The Offices of Secretary-General 
and Deputy Secretary-General shall be 
incompatible with the exercise of any 
political function. Neither the Secre- 
tary-General nor any Deputy Secreta- 
ry-General may hold any other em- 
ployment or engage in any other oc- 
cupation except with the approval of 
the Administrative Council. 

(3) Düring the Secretary-General s 
absence or inability to act, and during 
any vacancy of the Office of Secretary- 
General, the Deputy Secretary-General 
shall act as Secretary-General. If there 
shall be more than one Deputy 
Secretary-General, the Administrative 
Council shall determine in advance the 
Order in which they shall act as Sec- 
retary-General. 


vention, toutes les questions soumises 
au Conseil sont resolues ä la majoiite 
des voix exprimees. 

(3) Dans toutes les sessions du Con- 
seil Administratif, le quoruin est la 
moitie de ses membres plus un. 


(4) Le Conseil Administratif peut 
adopter ä la majorite des deux tiers 
de ses membres unc procedure autori- 
sant le President ä demander au Con- 
seil un vote par correspondance. Ce 
vote ne sera considere comme valable 
que si la majorite des membres du 
Conseil Y ont pris part dans les delais 
impartis par ladite procedure. 


A r t i c 1 e 8 

Les fonctions de membres du Con- 
seil Administratif et de President ne 
sont pas remunerees par le Centre, 


SECTION 3 

Du Secretariat 

Article 9 

Le Secretariat comprend un Secre- 
taire General, un ou plusieurs Secre- 
taires Generaux Adjoints et le per- 
sonnel. 


Article 10 

(1) Le Secretaire General et les Se- 
cretaires Generaux Adjoints sont elus, 
sur presentation du President, par le 
Conseil Administratif ä la majorite des 
deux tiers de ses membres pour une 
Periode ne pouvant exceder six ans et 
sont reeligibles. Le President, apres 
consultation des membres du Conseil 
Administratif, presente un ou plu- 
sieurs candidats pour chaque poste. 

(2) Les fonctions de Secretaire Ge- 
neral et de Secretaire General Adjoint 
sont incompatibles avec l'exercice de 
toute fonction politique. Sous reserve 
de derogation accordee par le Conseil 
Administratif, le Secretaire General et 
les Secretaires Generaux Adjoints ne 
peuvent occuper d'autres emplois ou 
exercer d'autres activites profession- 
nelles. 

(3) En cas d’absence ou d'empeche- 
ment du Secretaire General ou si le 
poste est vacant, le Secretaire General 
Adjoint remplit les fonctions de Secre- 
taire General. S'il existe plusieurs Se- 
cretaires Generaux Adjoints, le Con- 
seil Administratif determine ä l'avan- 
ce l’ordre dans lequel ils seront appe- 
les ä remplir lesdites fonctions. 


gesehen ist, werden alle dem Tat 
vorgclegten Fragen mit der Mehrheit 
der abgegebenen Stimmen entschieden. 

(3) Bei allen Tagungen ist der Ver- 
waltungsrat verhandlungs- und be- 
schlußfähig, wenn mehr als die Hälfte 
seiner Mitglieder anwesend ist. 

(4) Der Verwaltungsrat kann mit 
Zweidrittelmehrheit seiner Mitglieder 
eine Verfahrensregelung annehmen, 
wonach der Vorsitzende den Rat 
schriftlich abstimmen lassen kann, 
ohne ihn einzuberufen. Eine solche 
Abstimmung ist nur dann gültig, 
wenn die Mehrheit der Ratsmitglieder 
innerhalb der in der Verfahrensrege- 
lung festgesetzten Frist daran teil- 
genominen hat. 

Artikel 8 

Für die Wahrnehmung ihrer Auf- 
gaben erhalten die Mitglieder und der 
Vorsitzende des Verwaltungsrats vom 
Zentrum keine Vergütung. 


ABSCHNITT 3 

Das Sekretariat 

Artikel 9 

Das Sekretariat besteht aus einem 
Generalsekretär, einem oder mehreren 
Stellvertretenden Generalsekretären 
und dem Personal. 

Artikel 10 

(1) Der Generalsekretär und die 
Stellvertretenden Generalsekretäre 
werden auf Vorschlag des Vorsitzen- 
den vom Verwaltungsrat mit Zwei- 
drittelmehrheit seiner Mitglieder auf 
höchstens sechs Jahre gewählt; ilre 
Wiederwahl ist zulässig. Nach Kon- 
sultierung der Mitglieder des Verwal- 
tungsrats schlägt der Vorsitzende 
einen oder mehrere Kandidaten für 
jedes Amt vor. 

(2) Das Amt des Generalsekretärs 
und des Stellvertretenden General- 
sekretärs ist unvereinbar mit der Aus- 
übung eines politischen Amtes. Sofern 
nicht der Verwaltungsrat eine Aus- 
nahme zuläßt, dürfen der General- 
sekretär und die Stellvertretenden Ge- 
neralsekretäre weder eine abhängige 
noch eine sonstige berufliche Tätigkeit 
ausüben. 

(3) Ist der Generalsekretär abwe- 
send oder verhindert oder ist sein 
Amt nicht besetzt, so nimmt der Stell- 
vertretende Generalsekretär die Auf- 
gaben des Generalsekretärs wahr. 
Sind mehrere Stellvertretende Gene- 
ralsekretäre vorhanden, so bestimmt 
der Verwaltungsrat im voraus, in wel- 
cher Reihenfolge sie diese Aufg^lben 
wahrnehrnen sollen. 
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A r t i c 1 e 11 

The Secretary-General shall be the 
legal representative and the principal 
officer of the Centre and shall be 
responsible for its administration, in- 
cluding the appointment of staff, in ac- 
coidance with the provisions of this 
Convention and the rules adopted by 
the Administrative Council. He shall 
perform the function of registrar and 
shall have the power to authenticate 
arbitral awards rendered pursuant to 
this Convention, and to certify copies 
thereof. 

SECTION 4 

The Panels 

Article 12 

The Panel of Conciliators and the 
Panel of Arbitrators shall each consist 
of qualified persons, designated as 
hereinafter provided, who are willing 
to serve thereon. 


Article 13 

(1) Each Contracting State may de- 
signate to each Panel four persons who 
may but need not be its nationals. 

(2) The Chairman may designate ten 
persons to each Panel. The persons so 
designated to a Panel shall each have 
a different nationality. 


Article 14 

(1) Persons designated to serve on 
the Panels shall be persons of high 
moral character and recognized com- 
petence in the fields of law, commerce, 
industry or finance, who may be relied 
lipon to exercise independent judg- 
ment. Competence in the field of law 
shall be of particular importance in the 
case of persons on the Panel of Arbi- 
trators. 


(2) The Chairman, in designating 
persons to serve on the Panels, shall in 
addition pay due regard to the im- 
portance of assuring representation 
on the Panels of the principal legal 
Systems of the world and of the main 
forms ot economic activity. 

Article 15 

(1) Panel mernbers shall serve for 
renewdble periods of six years. 

(2) In case of death or resignation 
of a member of a Panel, the authority 
which designated the member shall 
have the right to designate another 
person to serve for the remainder of 
Ihat member's terni. 


Article 11 

Le Secretaire General represente le- 
galement le Centre, il le dirige et est 
responsable de son administration, y 
compris le recrutement du personnel, 
conformement aux dispositions de la 
presente Convention et aux regle- 
ments adoptes par le Conseil Admi- 
nistratif. II remplit la fonction de gref- 
fier et a le pouvoir d'authentifier les 
sentences arbitrales rendues en vertu 
de la presente Convention et d'en cer- 
tifier copie. 


SECTION 4 
Des Listes 

Article 12 

La liste de conciliateurs et la liste 
d'arbitres sont composees de person- 
nes qualifiees, designees comme il est 
dit ci-dessous et acceptant de figurer 
sur ces listes. 


Article 13 

(1) Chaque Etat contractant peut de- 
signer pour figurer sur chaque liste 
quatre personnes qui ne sont pas ne- 
cessairement ses ressortissants. 

(2) Le President peut designer dix 
personnes pour figurer sur chaque lis- 
te. Les personnes ainsi designees sur 
une meme liste doivent toutes etre de 
nationalite differente. 


Article 14 

(1) Les personnes designees pour fi- 
gurer sur les listes doivent jouir d'une 
haute consideration morale, etre d'une 
competence reconnue en matiere juri- 
dique, commerciale, industrielle ou 
financiere et offrir toute garantie d'in- 
dependance dans Lexercice de leurs 
fonctions. La competence en matiere 
juridique des personnes designees pour 
la liste d'arbitres est particulierement 
importante. 

(2) Le President, dans ses designa- 
tions, tient compte en outre de l’inte- 
ret qui s'attache ä representer sur ces 
listes les principaux systemes juridi- 
ques du monde et les principaux sec- 
teurs de l'activite economique. 


Article 15 

(1) Les designations sont faites pour 
des periodes de six ans renouvelables. 

(2) En cas de deces ou de demis- 
sion d'une personne figurant sur l'une 
ou l'autre liste, l'autorite ayant nom- 
me cette peisonne peut designer un 
remplacant pour la duree du mandat 
restant ä courir. 


Artikel 11 

Der Generalsekretär ist der gesetz- 
liche Vertreter des Zentrums, leitet es 
und ist für dessen Verwaltung, ein- 
schließlich der Anstellung des Perso- 
nals, nach Maßgabe dieses Überein- 
kommens und der vom Verwaltungsrat 
beschlossenen Regelungen verantwort- 
lich. Er amtiert als Kanzler und ist 
befugt, die auf Grund dieses Über- 
einkommens erlassenen Schiedssprüche 
zu beurkunden und Abschriften davon 
zu beglaubigen. 

ABSCHNITT 4 

Verzeichnisse 

Artikel 12 

Das Vermittlerverzeichnis und das 
Schiedsrichterverzeichnis enthalten die 
Namen geeigneter Personen, die nach 
den folgenden Bestimmungen benannt 
worden sind und der Aufnahme in 
das Verzeichnis zugestimmt haben. 

Artikel 13 

(1) Jeder Vertragsstaat kann für 
jedes Verzeichnis vier Personen be- 
nennen, die nicht seine Staatsangehö- 
rigen zu sein brauchen. 

(2) Der Vorsitzende kann für jedes 
Verzeichnis zehn Personen benennen. 
Die vom Vorsitzenden für ein Ver- 
zeichnis benannten Personen müssen 
alle verschiedener Staatsangehörigkeit 
sein. 

Artikel 14 

(1) Die für die Verzeichnisse be- 
nannten Personen müssen ein hoh:;s 
sittliches Ansehen sowie eine aner- 
kannte Befähigung auf den Gebieten 
des Rechts, des Handels, der Industrie 
oder des Finanzwesens besitzen und 
jede Gewähr dafür bieten, daß sie ihr 
Amt unabhängig ausüben werden. Bei 
den für das Schiedsrichterverzeichnis 
benannten Personen ist die Befähigung 
auf dem Gebiet des Rechts besonders 
wichtig. 

(2) Der Vorsitzende hat bei seinen 
Benennungen ferner zu berücksichti- 
gen, daß in diesen Verzeichnissen ’ie 
hauptsächlichen Rechtssysteme der 
Welt und die Hauptformen wirtschaft- 
licher Betätigung vertreten sein sollen. 

Artikel 15 

(1) Die Benennungen gelten für 
sechs Jahre und können erneuert 
werden. 

(2) Im Falle des Todes oder Rück- 
tritts einer Person, die in einem der 
beiden Verzeichnisse geführt ist, kann 
die Stelle, die sie benannt hat, für die 
verbleibende Amtszeit einen Nach- 
folger benennen. 
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(3) Panel members shall continue in 
Office until their successors have been 
designated. 

A r t i c 1 e 16 

(1) A person may serve on both 
Panels. 

(2) If a person shall have been de- 
signated to serve on the same Panel by 
more than one Contracting State, or 
by one or more Contracting States and 
the Chairman, he shall be deemed to 
have been designated by the aiithority 
which first designated him or, if one 
such authority is the State of which he 
is a national, by that State. 

(3) All designations shall be notified 
to the Secretary-General and shall 
take effect from the date on which 
the notification is received. 

SECTION 5 

Financing the Centre 

Article 17 

If the expenditure of the Centre 
cannot be met out of charges for the 
use of its facilities, or out of other 
receipts, the excess shall be borne by 
Contracting States which are members 
of the Bank in proportion to their 
respective subscriptions to the Capital 
stock of the Bank, and by Contracting 
States which are not members of the 
Bank in accordance with rules adopted 
by the Administrative Council. 


SECTION 6 

Status, Immunities and Privileges 


Article 18 

The Centre shall have full inter- 
national legal personality. The legal 
capacity of the Centre shall include 
the capacity 

(a) to contract; 

(b) to acquire and dispose of movable 
and immovable property; 

(c) to Institute legal proceedings. 

Article 19 

To enable the Centre to fulfil its 
functions, it shall enjoy in the terri- 
tories of each Contracting State the 
immunities and Privileges set forth in 
this Section. 

Article 20 

The Centre, its property and assets 
shall enjoy immunity from all legal 
process, except when the Centre 
waives this immunity. 


(3) Les personnes portees sur les lis- 
tes continuent d'y figurer jusqu'ä de- 
signation de leur successeur. 

Article 16 

(1) Une meme personne peut figurer 
sur les deux listes. 

(2) Si une personne est designee 
pour figurer sur une meme liste par 
plusieurs Etats contractants, ou par un 
ou plusieurs d'entre eux et par le Pre- 
sident, eile sera censee l'avoir ete par 
l'autoiite qui l'aura designee la pre- 
miere; toutefois si cette personne est 
le ressortissant d'un Etat ayant parti- 
cipe ä sa designation, eile sera reputee 
avoir ete designee par ledit Etat. 

(3) Toutes les designations sont no- 
tifiees au Secretaire General et pren- 
nent effet ä compter de la date de re- 
ception de la notification. 

SECTION 5 

Du Financement du Centre 

Article 17 

Si les depenses de fonctionnement 
du Centre ne peuvent etre couvertes 
par les redevanccs payees pour l'utili- 
sation de ses Services ou par d'autres 
sources de revenus, l'excedent sera 
Supporte par les Etats contractants 
membres de la Banque proportionnel- 
lement ä leur souscription au Capital 
de celle-ci et par les Etats qui ne sont 
pas membres de la Banque conforme- 
ment aux reglements adoptes par le 
Conseil Administratif. 

SECTION 6 

Statut, Immunites et Privileges 


Article 18 

Le Centre a la pleine personnalite 
juridique internationale. II a, entre 
autres, capacite: 

(a) de contracter; 

(b) d'acquerir des biens meubles et 
immeublcs et d'en disposer; 

(c) d'ester en justice. 

Article 19 

Ahn de pouvoir remplir ses fonc- 
tions, le Centre jouit, sur le territoire 
de chaque Etat contractant, des immu- 
nites et des Privileges dehnis ä la pre- 
sente Section. 

Article 20 

Le Centre, ses biens et ses avoirs, 
ne peuvent faire l'objet d'aucune ac- 
tion judiciaire, sauf s'il renonce ä 
cette immunite. 


(3) Die in die Verzeichnisse auf- 
genommenen Personen werden darin 
bis zur Benennung ihrer Nachfolger 
geführt. 

Artikel 16 

(1) Eine Person kann in beiden Ver- 
zeichnissen geführt werden. 

(2) Wird eine Person von mehreren 
Vertragsstaaten oder von mindestens 
einem Vertragsstaat und dem Vor- 
sitzenden für dasselbe Verzeichnis be- 
nannt. so gilt sie als von der Stelle 
benannt, die sie zuerst benannt hat; 
ist jedoch die Person auch von dem 
Staat benannt worden, dessen Staats- 
angehörigkeit sie besitzt, so gilt sie 
als von diesem Staat benannt. 

(3) Alle Benennungen werden dem 
Generalsekretär notihziert und wer- 
den mit Eingang der Notihkation 
wirksam. 

ABSCHNITT 5 

Finanzierung des Zentrums 

Artikel 17 

Können die Ausgaben des Zentrums 
nicht aus den für die Inanspruchnahme 
seiner Dienste gezahlten Gebühren 
oder aus anderen Einkünften bestrit- 
ten werden, so wird der Fehlbetrag 
von den Vertragsstaaten, die Mitglie- 
der der Bank sind, im Verhältnis ihrer 
Zeichnungen auf das Grundkapital der 
Bank und von den Staaten, die nicht 
Mitglieder der Bank sind, nach Maß- 
gabe der vom Verwaltimgsrat be- 
schlossenen Regelungen gedeckt. 

ABSCHNITT 6 

Rechtsstellung, Immunitäten und 
Vorrechte 

Artikel 18 

Das Zentrum besitzt volle interna- 
tionale Rechtspersönlichkeit. Es kann 
unter anderem 

a) Verträge schließen, 

b) bewegliches und unbewegliches 
Vermögen erwerben und darüber 
verfügen, 

c) vor Gericht klagen und verklagt 
werden. 

Artikel 19 

Das Zentrum genießt, um seine Auf- 
gaben wahrnehmen zu können, im 
Hoheitsgebiet jedes Vertragsstaats die 
in diesem Abschnitt vorgesehenen 
Immunitäten und Vorrechte. 

Artikel 20 

Das Zentrum, sein Eigentum und 
seine sonstigen Vermögenswerte ge- 
nießen Immunität von jedem Gerichts- 
verfahren, sofern es nicht darauf ver- 
zichtet. 
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A r t i c 1 e 21 

The Chairman, the members of the 
Administrative Council, persons acting 
as conciliators or arbitrators or mem- 
bers of a Committee appointed pur- 
suant to Paragraph (3) of Article 52, 
and the officers and employees of the 
Secretariat 

(a) shall enjoy immunity from legal 
process with respect to acts per- 
formed by them in the exercise of 
their functions, except when the 
Centre waives this immunity; 

(b) not being local nationals, shall 
enjoy the same immunities from 
immigration restrictions, allen reg- 
istration requirements and national 
Service obligations, the same facil- 
ities as regards exchange restric- 
tions and the same treatment in 
respect of travelling facilities as 
are accorded by Contracting States 
to the representatives, officials and 
employees of comparable rank of 
cther Contracting States. 


Article 22 

The provisions of Article 21 shall 
apply to persons appearing in proceed- 
ings under this Convention as parties, 
agents, counsel, advocates, witnesses 
or experts; provided, however, that 
sub-paragraph (b) thereof shall apply 
only in connection with their travel to 
and from, and their stay at, the place 
where the proceedings are held. 

Article 23 

(1) The archives of the Centre shall 
be inviolable, wherever they may be. 

(2) With regard to its official Com- 
munications, the Centre shall be ac- 
corded by each Contracting State treat- 
ment not less favourable than that 
accorded to other international organ- 
izations. 

Article 24 

(1) The Centre, its assets, property 
and income, and its operations and 
transactions authorized by this Con- 
vention shall be exempt from all taxa- 
tion and customs duties. The Centre 
shall also be exempt from liability for 
the Collection or payment of any taxes 
or customs duties. 

(2) Except in the case of local na- 
tionals, no tax shall be levied on or 
in respect of expense allowances paid 
by the Centre to the Chairman or 
members of the Administrative Coun- 
cil, or on or in respect of salaries, 
expense allowances or other emolu- 


Article 21 

Le President, les membres du Con- 
seil Administratif, les personnes agis- 
sant en qualite de conciliateurs, d'ar- 
bitres ou de membres du Comite pre- 
vu ä r Article 52, alinea (3), et les fonc- 
tionnaires et employes du Secretariat: 

(d) ne peuvent faire l’objet de pour- 
suites en raison d'actes accomplis 
par eux dans l'exercice de leurs 
fonctions, sauf si le Centre leve 
cette immunite; 

(b) beneficient, quand ils ne sont pas 
ressortissants de l'Etat oü ils exer- 
cent leurs fonctions, des memes 
immunites en matiere d'immigra- 
tion, d'enregistrement des etran- 
gers, d’obligations militaires ou de 
prestations analogues et des me- 
mes facilites en matiere de change 
et de deplacements, que celles ac- 
cordees par les Etats contractants 
aux representants, fonctionnaires 
et employes de rang comparable 
d'autres Etats contractants. 


Article 22 

Les dispositions de LArticle 21 s'ap- 
pliquent aux personnes participant 
aux instances qui font l’objet de la 
presente Convention en qualite de 
parties, d'agents, de conseillers, d’avo- 
cats, de temoins ou d’experts, l'ali- 
nea (b) ne s'appliquant toutefois qu'ä 
leurs deplacements et ä leur sejour 
dans le pays oü se deroule la proce- 
dure. 


Article 23 

(1) Les archives du Centre sont in- 
violables oü qu'elles se trouvent. 


(2) Chaque Etat contractant accorde 
au Centre pour ses Communications 
officielles un traitement aussi favora- 
ble qu'aux autres institutions inter- 
nationales. 


Article 24 

(1) Le Centre, ses avoirs, ses biens 
et ses revenus ainsi que ses opera- 
tions autorisees par la presente Con- 
vention sont exoneres de tous impöts 
et droits de douane. Le Centre est ega- 
lement exempt de toute Obligation re- 
lative au recouvrement ou au paie- 
ment d'impöts ou de droits de douane. 


(2) Aucun impöt n'est preleve sur 
les indemnites payees par le Centre au 
President ou aux membres du Conseil 
Administratif ou sur les traitements, 
emoluments ou autres indemnites 
payes par le Centre aux fonctionnai- 
res ou employes du Secretariat, sauf si 


Artikel 21 

Der Vorsitzende, die Mitglieder des 
Verwaltungsrats, die als Vermittler, 
Schiedsrichter oder Mitglieder eines 
in Artikel 52 Absatz 3 vorgeseher.en 
Ausschusses tätigen Personen sowie 
die Bediensteten des Sekretariats 

a) sind wegen der von ihnen in Aus- 
übung ihrer amtlichen Tätigkeit 
vorgenommenen Handlungen von 
der Gerichtsbarkeit befreit, falls 
nicht das Zentrum diese Immunität 
aufhebt. 

b) genießen, falls sie nicht Angehö- 
rige des Staates sind, in dem sie 
ihre amtliche Tätigkeit ausüben, 
dieselben Befreiungen auf dem Ge- 
biet der Einwanderung, der Aus- 
ländermeldepflicht, der Wehrpflicht 
und der Pflicht zu ähnlichen Lei- 
stungen sowie dieselben Erleich- 
tei^ungen im Devisen- und Reise- 
verkehr, wie sie von den Vertrags- 
staaten den in vergleichbarem 
Rang stehenden Vertretern und 
Bediensteten anderer Vertragsstaa- 
ten gewährt werden. 

Artikel 22 

Artikel 21 findet auf die Personen 
Anwendung, die als Parteien, Bevoll- 
mächtigte, Rechtsbeistände, Anwälte, 
Zeugen oder Sachverständige an Ver- 
fahren nach diesem Übereinkommen 
beteiligt sind; jedoch findet Buchstabe 
b nur auf ihre Reisen nach und von 
dem Ort, an dem das Verfahren statt- 
findet, und auf ihren Aufenthalt dort 
Anwendung. 

Artikel 23 

(1) Die Archive des Zentrums sind 
unverletzlich, wo immer sie sich be- 
finden. 

(2) Jeder Vertragsstaat gewährt dem 
Zentrum für dessen amtliche Mittei- 
lungen eine ebenso günstige Behand- 
lung wie anderen internationalen Or- 
ganisationen. 


Artikel 24 

(1) Das Zentrum, sein Eigentum, 
seine sonstigen Vermögenswerte und 
seine Einkünfte sowie seine nach die- 
sem Übereinkommen gestatteten Be- 
tätigungen sind von allen Steuern 
und Zöllen befreit. Das Zentrum ist 
ferner von jeder Haftung für die Ein- 
ziehung oder Zahlung von Steuern 
oder Zöllen befreit. 

(2) Aufwandsentschädigungen, die 
das Zentrum dem Vorsitzenden oder 
den Mitgliedern des Verwaltungsrats 
zahlt, sowie Bezüge, Aufwandsentschä- 
digungen oder andere Vergütungen, 
die das Zentrum den Bediensteten des 
Sekretariats zahlt, sind von jeder 
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inents paid by the Centre to officials 
or employees of the Secrctariat, 


(3) No tax shaü be levied on or in 
respec't of fees or expense allowances 
received by persons acting as concil- 
iators, or arbitrators, or members of a 
Committee appointed piirsuant to par- 
agraph (3) of Article 52, in proceedings 
linder this Convention, if the sole 
jurisdictional basis for such tax is the 
location of the Centre or the place 
where such proceedings are conducted 
or the place where such fees or allow- 
ances are paid. 


CHAPTER II 

Jurisdiction of the Centre 

Article 25 

(1) The jurisdiction of the Centre 
shall extend to any legal dispute aris- 
irig directly out of an Investment, be- 
tween a Contracting State (or any 
constituent subdivision or agency of a 
Contracting State designated to the 
Centre by that State) and a national 
of another Contracting State, which 
the parties to the dispute consent in 
writing to submit to the Centre. When 
the parties have given their consent, 
no party may withdraw ils consent 
uni laterally. 


(2) "National of another Contracting 
State" means; 

(a) any natural person who had the 
nationality of a Contracting State 
other than the State party to the 
dispute on the date on which the 
parties consented lo submit such 
dispute to conciliation or arbitra- 
tion as well as on the date on 
which the request was registered 
pursuant to paragraph (3) of Ar- 
ticle 28 or Paragraph (3) of Arti- 
rle 36, biit does not include any 
person who on either date also had 
the nationality of the Contracting 
Stale party to the dispute; and 


(b) any juridical person which had the 
nationality of a Contracting State 
other than the State party to the 
dispute on the date on which the 
parties consented to submit such 
dispute to conciliation or arbitra- 
tion and any juridical person which 
had the nationality of the Con- 
tracting State party to the dispute 
on that date and which, because of 
foreign control, the parties have 
agreed should be treated as a na- 
tional of another Contracting State 


les beneticiaires sont ressortissants du 
pays oü ils exercent leurs fonctions. 


(3) Aucun impöt n'est preleve sur 
les honoraires ou indemnites verses 
aux personnes agissant en ciualite de 
conciliateurs, d'arbitres ou de mem- 
bres du Comite prevu a I'Article 52, 
alinea (3), dans les instances qui font 
l'objet de la presente Convention, si 
cet impöt n'a d'autre base juridique 
que le lieu oü se trouve le Centre, 
celui oü se deroule l'instance ou celui 
oü sont payes lesdits honoraires ou 
indemnites. 


CHAPITRE II 

De !a Competence du Centre 

Article 25 

(1) La competence du Centre s’etend 
aux differends d ordre juridique entre 
un Etat contractant (ou teile collecti- 
vite publique ou tel organisme depen- 
dant de lui qu’il designe au Centre) 
et le ressortissant d un autre Etat con- 
tractant qui sont en relation directe 
avec un investissement et que les par- 
ties ont consenti par ecrit ä soumettre 
au Centre. Lorsque les parties ont 
donne leur consentement, aucune d’el- 
les ne peut le retirer unilateralement. 


(2) (Ressortissant dun autre Etat 

contractant signifie; 

(d) toute personne physique qui pos- 
sede la nationalite d'un Etat con- 
tractant autre que l'Etat partie au 
differend ä la date a laquelle les 
parties ont consenti a soumettre 
le differend ä la conciliation ou a 
l'arbitrage ainsi qu a la date a la- 
quelle la requete a ete enregistree 
conformement a I’Article 28, ali- 
nea (3) ou a I'Article 36, alinea (3), 
a l'exclusion de toute personne 
qui, ä Tune ou a l'autre de ces da- 
tes, possede egalement la nationa- 
lite de l'Etat contractant partie au 
differend; 

(b) toute personne morale qui posse- 
de la nationalitö d'un Etat contrac- 
tant autre que l'Etat partie au dif- 
ferend a la date a laquelle les par- 
ties ont consenti a soumettre le 
differend a la conciliation ou a 
l’arbitrage et toute personne mo- 
rale qui possede la nationalite de 
l'Etat contractant partie au diffe- 
rend ä la meme date et que les 
parties sont convenues, aux fins de 
la presente Convention, de consi- 
derer comme ressorti.ssant d'un au- 


Steuer befreit, sofern nicht der Emp- 
fänger Angehöriger des Staates ist, 
in dem er seine amtliche Tätigkeit 
ausübt. 

(3) Honorare oder Aufwandsentschä- 
digungen, die Personen für ihre Tätig- 
keit als Vermittler oder Schiedsrichter 
oder Mitglieder eines in Artikel 52 
Absatz 3 vorgesehenen Ausschusses 
in Verfahren nach diesem Überein- 
kommen erhalten, sind von Steuern 
befreit, wenn die einzige Rechtsgrund- 
lage für eine solche Steuer der Sitz 
des Zentrums oder der Ort ist, an dem 
ein solches Verfahren stattfindet uder 
an dem solche Honorare oder Auf- 
wandsentschädigungen gezahlt werden. 


KAPITEL 11 

Die Zuständigkeit des Zentrums 

Artikel 25 

(1) Die Zuständigkeit des Zentrums 
erstreckt sich auf alle unmittelbar mit 
einer Investition zusammenhängenden 
Rechtsstreitigkeiten zwischen einem 
Vertragsstaat (oder einer von diesem 
dem Zentrum benannten Gebietskör- 
perschaft oder staatlichen Steile) einer- 
seits und einem Angehörigen eines 
anderen Vertragsstaats andererseits, 
wenn die Parteien schriftlich einge- 
willigt haben, die Streitigkeiten dem 
Zentrum zu unterbreiten. Haben die 
Parteien ihre Zustimmung erteilt, so 
kann keine von ihnen sie einseitig 
zurück nehmen. 

(2) Der Ausdruck „Angehöriger 
eines anderen Vertragsstaats" be- 
deutet: 

a) jede natürliche Person, die im Zeit- 
punkt, zu dem die Parteien der 
Unterwerfung der Streitigkeit unter 
ein Vergleichs- oder Schiedsver- 
fahren zugestimmt haben, sowie 
im Zeitpunkt, zu dem der Antrag 
nach Artikel 28 Absatz 3 oder nach 
Artikel 36 Absatz 3 registriert wor- 
den ist, die Staatsangehörigkeit 
eines anderen Vertragsstaats be- 
sessen hat als des Staates, der 
Streitpartei ist; ausgenommen sind 
Personen, die in einem dieser Zeit- 
punkte auch die Staatsangehörig- 
keit des Vertragsstaats besessen 
haben, der Streitpartei ist, 

b) jede juristische Person, die im 
Zeitpunkt, zu dem die Parteien der 
Unterwerfung der Streitigkeit unter 
ein Vergleichs- oder Schiedsver- 
fahren zugestimmt haben, die 
Staatsangehörigkeit eines anderen 
Vertragsstaats besessen hat als des 
Staates, der Streitpartei ist, sowie 
jede juristische Person, die im glei- 
chen Zeitpunkt die Staatsangehö- 
rigkeit des Vertragsstaats besessen 
hat, der Streitpartei ist, wenn die 
Parteien übereingekommen sind, 
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for the purposes of this Conven- 
tion. 


(3) Consent by a constituent sub- 
division or agency of a Contracting 
State shall require the approvai of that 
State unless that State notifies the 
Centre that no sudi approvai is re- 
quired. 

(4) Any Contracting State niay, at 
the time of ratification, acceptance or 
approvai of this Convention or at any 
time thereafter, notify the Centre of 
the dass or classes of disputes which 
it Avould or would not consider sub- 
initting to the Jurisdiction of the 
Centre. The Secretary-General shall 
forthwith transmit such notification 
to all Contracting States. Such notifica- 
tion shall not constitute the consent 
required by paragraph (1). 


A r t i c 1 e 26 

Consent of the parties to arbitration 
linder this Convention shall, unless 
otherwise stated, be deemed consent 
to such arbitration to the exclusion of 
any other remedy. A Contracting State 
may require the exhaustion of local 
administrative or judicial remedies as 
a condition of its consent to arbitra- 
tion linder this Convention. 


A r t i c 1 e 27 

(1) No Contracting State shall give 
diplomatic protection, or bring an in- 
ternational Claim, in respect of a dis- 
pute which one of its nationals and 
another Contracting State shall have 
consented to submit or shall have sub- 
mitted to arbitration under this Con- 
vention, unless such other Contracting 
State shall have failed to abide by and 
comply with the award rendered in 
such dispute. 


(2) Diplomatic protection, for the 
purposes of paragraph (1), shall not 
include inforrnal diplomatic exchanges 
for the sole purpose of facilitating a 
Settlement of the dispute. 

CHAPTER III 

Conciliation 

SECTION 1 

Request for Conciliation 

Article 28 

(1) Any Contracting State or any 
national of a Contracting State wishing 


tre Etat contractant en raison du 
contröle exerce sur eile par des 
interets etrangers. 


(3) Le consentement d une collecti- 
vite publique ou d un organisme de- 
pendant d'un Etat contractant ne peut 
etre donne qu’apres approbation par 
ledit Etat, sauf si celui-ci indique au 
Centre quc cette approbation n'est pas 
necessaire. 

(4) Tout Etat contractant peut, lors 
de sa ratification, de son acceptation 
ou de son approbation de la Conven- 
tion ou a toute date ulterieure, faire 
connaitre au Centre la ou les catego- 
ries de differends qu'il considererait 
comme pouvant etre soumis ou non 
ä la competence du Centre. Le Secre- 
taire General transmet immediatement 
la notification ä tous les Etats contrac- 
tants. Ladite notification ne constitue 
pas le consentement requis aiix ter- 
mes de l'alinea (1). 

Article 26 

Le consentement des parties a l'ar- 
bitrage dans le cadre de la presente 
Convention est, sauf stipulation con- 
traire, considere comme impliqiiant re- 
nonciation ä l'exercice de tout autre 
recours. Comme condition ä son con- 
sentement ä Larbitrage dans le cadre 
de la presente Convention, un Etat 
contractant peut exiger que les re- 
cours administratifs ou judiciaires in- 
ternes soient epuises. 

Article 27 

(1) Aucun Etat contractant n'accorde 
la protection diplomatique ou ne for- 
mule de revendicatien internationale 
au sujet d'un differend que l’un de ses 
ressortissants et un autre Etat contrac- 
tant ont consenti a souinettre ou ont 
soumis ä l arbitrage dans le cadre de 
la presente Convention, sauf si l’autre 
Etat contractant ne se conforme pas ä 
la sentence rendue a Toccasion du dif- 
ferend. 


(2) Pour l'application de l’alinea (1), 
la protection diplomatique ne vise pas 
les simples demarches diplomatiques 
tendant uniquement a faciliter le reg- 
iement du differend. 

CHAPITRE III 

De la Conciliation 

SECTION 1 

De la Demande en Conciliation 

Article 28 

(1) Un Etat contractant ou le rcssor- 
tissant d'un Etat contractant qiii desire 


diese juristische Person wegen aus- 
ländischer Kontrolle als Angehöri- 
gen eines anderen Vertragsstaats 
im Sinne dieses Übereinkommens 
zu betrachten. 

(3) Die Zustimmung einer Gebiets- 
körperschaft oder einer staatlichen 
Stelle eines Vertragsstaats bedarf der 
Genehmigung dieses Staates, sofern 
er nicht dem Zentrum mitteilt, daß die 
Genehmigung nicht erforderlich ist. 

(4) Jeder Vertragsstaat kann bei 
der Ratifikation, der Annahme oder 
der Genehmigung des Übereinkom- 
mens oder zu jedem späteren Zeit- 
punkt dem Zentrum notifizieren, welche 
Arten von Streitigkeiten er der Zu- 
ständigkeit des Zentrums zu unter- 
werfen beabsichtigt und welche nicht. 
Der Generalsekretär übermittelt die 
Notifikation sofort allen Vertrags- 
staaten. Diese Notifikation stellt nicht 
die nach Absatz 1 erforderliche Zu- 
stimmung dar. 

Artikel 26 

Die Zustimmung der Parteien zum 
Schiedsverfahren iin Rahmen dieses 
Übereinkommens gilt, sofern nicht 
etwas anderes erklärt wird, zugleich 
als Verzicht auf jeden anderen Rechts- 
behelf. Als Bedingung für seine Zu- 
stimmung zum Schiedsverfahren nach 
diesem Übereinkommen kann ein 
Vertragsstaat die Erschöpfung der in- 
nerstaatlichen Verwaltungs- oder Ge- 
richtsverfahren verlangen. 

Artikel 27 

(1) Kein Vertragsstaat wird hin- 
sichtlich einer Streitigkeit, die einer 
seiner Angehörigen und ein anderer 
Vertragsstaat im gegenseitigen Ein- 
vernehmen dem Schiedsverfahren nach 
diesem Übereinkommen unterwerfen 
wollen oder bereits unterworfen haben, 
diplomatischen Schutz gewähren oder 
einen völkerrechtlichen Anspruch gel- 
tend machen, es sei denn, daß der 
andere Vertragsstaat den in der Streit- 
sache erlassenen Schiedsspruch nicht 
befolgt. 

(2) Informelle diplomatische Schritte, 
die lediglich darauf gerichtet sind, die 
Beilegung der Streitigkeit zu erleich- 
tern, fallen nicht unter den Begriff 
des diplomatischen Schutzes im Sinne 
von Absatz 1. 

KAPITEL III 

Das Vergleichsverfahren 

ABSCHNITT 1 

Antrag auf Einleitung des 
Vergleichsverfahrens 

Artikel 28 

(1) Wünscht ein Vertragsstaat oder 
ein Angehöriger eines Vertragsstaats 
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to institute conciliation proceedings 
shall address a request to that effect 
in writing to the Secretary-General 
who shall send a copy of the request 
to the othcr party. 

(2) The request shall contain Infor- 
mation concerning the issues in dis- 
pute, the identity of the parties and 
their consent to conciliation in accord- 
ance with the rules of procedure for 
the Institution of conciliation and arbi- 
tration proceedings, 

(3) The Secretary-General shall reg- 
ister the request unless he finds, on 
the basis of the information contained 
in the request, that the dispute is 
manifestly outside the Jurisdiction of 
the Centre. He shall forthwith notify 
the parties of registration or refusal to 
register. 

SECTION 2 

Constitution 

of the Conciliation Commission 

A r t i c 1 e 29 

(1) The Conciliation Commission 
(hereinafter called the Commission) 
shall be constituted as soon as pos- 
sible after registration of a request 
pursuant to Article 28. 

(2) (a) The Commission shall con- 

sist of a sole conciliator or 
any uneven number of con- 
ciliators appointed as the 
parties shall agree. 

(b) Where the parties do not 
agree upon the number of 
conciliators and the method 
of their appointment, the 
Commission shall consist of 
three conciliators, one con- 
ciliator appointed by each 
party and the third, who 
shall be the President of the 
Commission, appointed by 
agrecment of the parties. 


Article 30 

If the Commission shall not have 
been constituted within 90 days after 
notice of registration of the request 
has been dispatched by the Secretary- 
General in accordance with paragraph 

(3) of Article 28, or such other period 
as the parties may agree, the Chair- 
man shall, at the request of either 
party and after Consulting both parties 
as far as possible, appoint the con- 
ciliator or conciliators not yct ap- 
pointed. 

Article 31 

(1) Conciliators may be appointed 
from outside the Panel of Conciliators, 
except in the case of appointments by 
the Chairman pursuant to Article 30. 


entamer une procedure de conciliation 
doit adresser par ecrit une requete a 
cet effet au Secretaire General, lequel 
en envoie copie ä l'autre partie. 

(2) La requete doit contenir des in- 
formations concernant l'objet du diffe- 
rend, l'identite des parties et leur con- 
sentement ä la conciliation conforme- 
ment au regiement de procedure rela- 
tif ä l'introduction des instances de 
conciliation et d'arbitrage. 

(3) Le Secretaire General doit enre- 
gistrer la requete sauf s'il estinie au 
vu des informations contenucs dans la 
requete que le differend excede mani- 
festement la competence du Centre. II 
doit immediatcment notifier aux par- 
ties l'enregistrement ou le refus d'en- 
registrement. 


SECTION 2 

De la Constitution 
de la Commission de Conciliation 

Article 29 

(1) La Commission de conciliation 
(ci-apres denommec la Commission) 
est constituee des que possible apres 
enregistrement de la requete confor- 
mement ä l’Article 28. 

(2) (a) La Commission se compose 

d'un conciliateur unique ou 
d'un nombre impair de con- 
ciliateurs nommes conforme- 
ment ä Taccord des parties. 

(b) A defaut d'accord entre les 
parties sur le nombre de 
conciliateurs et leur mode de 
nomination, la Commission 
comprend trois conciliateurs; 
chaque partie nomme un con- 
ciliateur et le troisieme, qui 
est le President de la Com- 
mission, est nomme par ac- 
cord des parties. 


Article 30 

Si la Commission n'a pas ete cons- 
tituee dans les 90 Jours suivant la no- 
tification de l'enregistrement de la re- 
quete par le Secretaire General con- 
formement ä LAiticle 28, alinca (3) ou 
dans tout autre delai convenu par les 
parties, le President, a la deinande de 
la partie la plus diligente et, si pos- 
sible, apres consultation des parties, 
nomme le conciliateur ou les concilia- 
teurs non encore designes. 


Article 31 

(1) Les conciliateurs peuvent etre 
pris hors de la liste des conciliateurs, 
sauf au cas de nomination par le Pre- 
sident prevu ä l'Article 30. 


ein Vergleichsverfahren einzuleiten, 
so richtet er einen diesbezüglichen 
schriftlichen Antrag an den General- 
sekretär, der ihn der anderen Partei 
in Abschrift zuleitet. 

(2) Der Antrag hat Angaben über 
den Streitgegenstand, die Identität der 
Parteien und ihre Zustimmung zum 
Vergleichsverfahren nach Maßgabe 
der Verfahrensordnung für die Ein- 
leitung von Vergleichs- und von 
Schiedsverfahren zu enthalten. 

(3) Der Generalsekretär registriert 
den Antrag, sofern er nicht auf Grund 
der darin enthaltenen Angaben fest- 
stellt, daß die Streitigkeit offensicht- 
lich nicht in die Zuständigkeit des 
Zentrums fällt. Er notifiziert den Par- 
teien unverzüglich die Registrierung 
oder deren Ablehnung. 


ABSCHNITT 2 

Bildung der Vergleichskommission 


Artikel 29 

(1) Die Vergleichskommission (im 
folgenden als Kommission bezeichnet) 
wird so bald wie möglich nach der 
gemäß Artikel 28 erfolgten Registrie- 
rung des Antrags gebildet. 

(2) a) Die Kommission besteht aus 

einem Einzelvermittier oder 
einer ungeraden Anzahl von 
Vermittlern, die entsprechend 
der Vereinbarung der Par- 
teien ernannt werden, 
b) Können die Parteien sich 
nicht über die Anzahl der 
Vermittler und die Art ihrer 
Ernennung einigen, so be- 
steht die Kommission aus 
drei Vermittlern, wobei Jede 
Partei einen Vermittler er- 
nennt und der dritte, der den 
Vorsitz in der Kommission 
führt, in gegenseitigem Ein- 
vernehmen von den Parteien 
ernannt wird. 

Artikel 30 

Ist die Kommission nicht binnen 90 
Tagen nach der gemäß Artikel 28 Ab- 
satz 3 vorgenommenen Absendung 
der Notifikation der Registrierung des 
Antrags durch den Generalsekretär 
oder binnen einer anderen von den 
Parteien vereinbarten Frist gebildet 
worden, so ernennt der Vorsitzende 
auf Antrag einer der Parteien und, 
soweit möglich, nach Konsultierung 
beider Parteien den oder die noch 
nicht ernannten Vermittler. 

Artikel 31 

(1) Zu Vermittlern können, außer 
bei Ernennung durch den Vorsitzen- 
den nach Artikel 30, Personen ernannt 
werden, die nicht im Vermittlerver- 
zeichnis geführt sind. 
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(2) Concilidtors appointed froni out- 
side tbe Panel of Conciliators shall 
possess the qualities stated in Para- 
graph (1) of Article 14. 

SECTION 3 

Conciliation Proceedings 

Article 32 

(1) The Commission shall be the 
jiidge of its own competence. 

(2) Any objection by a party to the 
dispiite that that dispute is not within 
the Jurisdiction of the Centre, or for 
other reasons is not within the com- 
petence of the Commission, shall be 
considered by the Commission which 
shall determine whether to deal with 
it as a preliminary question or to join 
it to the merits of the dispute. 


Article 33 

Any conciliation proceeding shall be 
conducted in accordance with the pro- 
visions of this Section and, except as 
the parties otherwise agree, in accord- 
ance with the Conciliation Rules in 
effect on the date on which the parties 
consented to conciliation. If any ques- 
tion of procedure arises which is not 
covered by this Section or the Con- 
ciliation Rules or any rules agreed by 
the parties, the Commission shall de- 
cide the question. 


Article 34 

(1) It shall be the duty of the Com- 
mission to clarify the issues in dispute 
between the parties and to endeavour 
to bring about agreement between 
them upon mutualiy acceptable terms. 
To that end, the Commission may at 
any stage of the proceedings and from 
time to time recommend terms of Set- 
tlement to the parties. The parties shall 
cooperate in good faith with the Com- 
mission in Order to enable the Com- 
mission to carry out its functions, and 
shall give their most serious consid- 
eration to its recommendations. 

(2) If the parties reach agreement, 
the Commission shall draw up a report 
noting the issues in dispute andrecord- 
ing that the parties have reached 
agreement. If, at any stage of the pro- 
ceedings, it appears to the Commission 
that there is no likelihood of agree- 
ment between the parties, it shall dose 
the proceedings and shall draw up a 
report noting the Submission of the 
dispute and recording the failure of 
the parties to reach agreement. If one 
party falls to appear or participate in 
the proceedings, the Commission shall 
dose the proceedings and shall draw 


(2) Les conciliateurs nommes hors 
de la liste des conciliateurs doivent 
posseder les qualites prevues ä l'Ar- 
ticle 14, alinea (1). 


SECTION 3 

De la Procedure devant la Commission 

Article 32 

(1) La Commission est juge de sa 
competence. 

(2) Tout declinatoire de competence 
souleve par l’une des parties et fonde 
sur le motif que le differend n'est pas 
de la competence du Centre ou, pour 
toute autre raison, de celle de la Com- 
mission doit etre examine par Com- 
mission qui decide s’il doit etre traite 
comme une question prealable ou si 
son examen doit etre Joint ä celui 
des questions de fond. 

Article 33 

Toute procedure de conciliation est 
conduite conformement aux disposi- 
tions de la presente Section et, sauf 
accord contraire des parties, au Regle- 
ment de Conciliation en vigueur ä la 
date a laquelle eiles ont consenti ä la 
conciliation. Si une question de pro- 
cedure non prevue par la presente 
Section ou le Reglement de Concilia- 
tion ou tout autre regiement adopte 
par les parties se pose, eile est tran- 
chee par la Commission. 


Article 34 

(1) La Commission a pour fonction 
d'eclaircir les points en iitige entre les 
parties et doit s'efforcer de les ame- 
ner ä une solution mutuellement ac- 
ceptable. A cet effet, la Commission 
peut ä une phase quelconque de la 
procedure et ä plusieurs reprises re- 
commander aux parties les termes 
d'un regiement. Les parties doivent 
collaborer de bonne foi avec la Com- 
mission afin de lui permettre de rem- 
plir ses fonctions et doivent tenir le 
plus grand compte de ses recomman- 
dations. 

(2) Si les parties se mettent d’ac- 
cord, la Commission redige un proces- 
verbal faisant l'inventaire des points 
en Iitige et prenant acte de Taccord 
des parties. Si ä une phase quelcon- 
que de la procedure, la Commission 
estime qu'il n'y a aucune possibilite 
d'accord entre les parties, eile clöt la 
procedure et dresse un proces-verbal 
constatant que le differend a ete sou- 
mis ä la conciliation et que les parties 
n'ont pas abouti ä un accord. Si une 
des parties fait defaut ou s’abstient de 
participer ä la procedure, la Commis- 
sion clöt la procedure et dresse un 


(2) Zu Vermittlern ernannte Perso- 
nen, die nicht im Vermittlerverzeichnis 
geführt sind, müssen die in Artikel 14 
Absatz 1 vorgesehenen Eigenschaften 
besitzen. 


ABSCHNITT 3 

Das Verfahren vor der Kommission 

Artikel 32 

(1) Die Kommission entscheidet selbst 
über ihre Zuständigkeit. 

(2) Jede Einrede, die eine Partei 
mit der Begründung erhebt, daß die 
Streitigkeit nicht in die Zuständigkeit 
des Zentrums oder aus anderem Grund 
nicht in die Zuständigkeit der Kom- 
mission fällt, wird von der Kommission 
geprüft, die darüber entscheidet, ob 
diese Einrede als Vorfrage zu behan- 
deln oder mit der Hauptsache zu ver- 
binden ist. 

Artikel 33 

Jedes Vergleichsverfahren wird ge- 
mäß diesem Abschnitt und, sofern die 
Parteien nichts anderes vereinbaren, 
gemäß der Vergleichsordnung geführt, 
die im Zeitpunkt der Zustimmung der 
Parteien zum Vergleichsverfahren gilt. 
Ergibt sich eine Verfahrensfrage, die 
weder in diesem Abschnitt noch in 
der Vergleichsordnung noch in einer 
anderen von den Parteien angenom- 
menen Regelung behandelt ist, so 
wird sie von der Kommission ent- 
schieden. 

Artikel 34 

(1) Die Kommission hat die Auf- 
gabe, die zwischen den Parteien be- 
stehenden Streitfragen zu klären und 
sich zu bemühen, eine für beide Seiten 
annehmbare Lösung herbeizuführen. 
Zu diesem Zweck kann die Kommis- 
sion in jedem Stadium des Verfahrens 
und wiederholt Empfehlungen für die 
Beilegung an die Parteien richten. Die 
Parteien haben nach Treu und Glau- 
ben mit der Kommission zusammen- 
zuarbeiten, um ihr die Erfüllung ihrer 
Aufgaben zu ermöglichen, und haben 
ihren Empfehlungen größte Beachtung 
zu schenken. 

(2) Gelangen die Parteien zu einer 
Einigung, so fertigt die Kommission 
einen Bericht an, in dem die Streit- 
fragen aufgezählt werden und die 
Einigung zwischen den Parteien fest- 
gestellt wird. Kommt die Kommission 
in irgendeinem Stadium des Verfah- 
rens zu der Auffassung, daß keine 
Möglichkeit einer Einigung zwischen 
den Parteien besteht, so schließt sie 
das Verfahren und fertigt einen Be- 
richt an, in dem festgestellt wird, daß 
die Streitigkeit Gegenstand eines 
Vergleichsverfahrens war und die Par- 
teien keine Einigung erzielt haben. 


14 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/3246 


up a report noting thal party's failurc 
to appear or participate. 


A 1 t i c 1 e 35 

Except as the parties to the dispute 
shall otherwise agree, neither party 
to a conciliation proceeding shall be 
entitled in any other proceeding, 
whether betöre arbitrators or in a 
Court of law or otherwise, to invoke 
or rely on any views expressed or 
Statements or admissions or öfters of 
Settlement made by the other party^ 
in the conciliation proceedings, or the 
report or any recommendations made 
by the Commission. 

CHAPTER IV 

Arbitration 

SECTION 1 

Request for Arbitration 

Article 36 

(1) Any Contracting State or any^ 
national of a Contracting State wish- 
ing to Institute arbitration proceedings 
shall address a request to that effect 
in writing to the Secretary-General 
who shall send a copy of the request 
to the other party. 

(2) The request shall contaiii Infor- 
mation concerning the issues in dis- 
pute, the identity of the parties and 
their consent to arbitration in accord- 
ance with the rules of procedure for 
the Institution of conciliation and 
arbitration proceedings. 

(3) The Secretary-General shall reg- 
ister the request unless he finds, on 
the basis of the information contained 
in the request, that the dispute is 
manifestly outside the Jurisdiction of 
the Centre. Efe shall forthwith notify 
the parties of registration or refusal 
to register. 

SECTION 2 

Constitution of the Tribunal 

Article 37 

(1) The Arbitral Tribunal (herein- 
after called the Tribunal) shall be 
constituted as soon as possible after 
registration of a request pursuant to 
Article 36. 

(2) (a) The Tribunal shall consist of 

a sole arbitrator or any un- 
even number of arbitrators 
appointed as the parties shall 
agree. 


proces-verbal constatant qu'une des 
parties a fait defaut ou s'est abstenue 
de participer ä la procedure. 


Article 35 

Sauf accord contraire des parties, 
aucunc d’elles ne peut, ä l'occasion 
d’une autre procedure se deroulant 
devant des arbitres, un tribunal ou de 
toute autre maniere, invoquer les opi- 
nions exprimees, les declarations ou 
les offres de regiement faites par l'au- 
tre partie au cours de la procedure 
non plus que le proces-verbal ou les 
recommandations de la Commission. 


CHAPITRE IV 

De l'Arbitrage 

SECTION 1 

De la Demande d'Arbitrage 


Article 36 

(1) Un Etat contractant ou le ressor- 
tissant d un Etat contractant qui desire 
entamer une procedure d'arbitrage doit 
adresser par ecrit une requete ä cet 
effet au Secretaire General, lequel en 
envüie copie ä l'autre partie. 


(2) La requete doit contenir des in- 
formations concernant l'objet du diffe- 
rend, l’identite des parties et leur con- 
sentemcnt a l'arbitragc conformement 
au reglcment de procedure relatif ä 
l'introduction des instances de conci- 
liation et d'arbitrage. 

(3) Le Secretaire General doit enre- 
gistrer la requete sauf s'il estime au 
vu des inforraations contenues dans la 
requete que le differend excede mani- 
festement la competence du Centre. II 
doit immediatement notifier aux par- 
ties l'enregistreinent ou le refus d'en- 
registrement. 


SECTION 2 

De la Constitution du Tribunal 

Article 37 

(1) Le Tribunal arbitral (ci-apres de- 
nomme Ic Tribunal) est constitue dös 
que possible apres enregistrement de 
la rec^uete conformement a l'Article 36. 

(2) (a) Le Tribunal se compose d’un 

arbitre unique ou d'un nom- 
bre impair d’arbitres nom- 
mes conformement a l'accord 
des parties. 


Erscheint eine Partei nicht vor der 
Kommission oder nimmt sie nicht am 
Verfahren teil, so schließt die Kom.- 
mission das Verfahren und fertigt 
einen Bericht an, in dem festgestellt 
wird, daß die Partei nicht erschienen 
ist oder nicht an dem Verfahren teil- 
genommen hat. 

Artikel 35 

Sofern die Parteien nichts anderes 
vereinbaren, kann sich keine von 
ihnen anläßlich eines anderen Ver- 
fahrens vor einem Schiedsgericht, 
einem Gericht oder einer sonstigen 
Stelle auf die von der anderen Partei 
während des Vergleichsverfahrens ab- 
gegebenen Meinungsäußerungen, Er- 
klärungen, Zugeständnisse oder Bei- 
legungsangebote, auf den Bericht oder 
die Empfehlungen der Kommission 
berufen. 

KAPITEL IV 

Das Schiedsverfahren 

ABSCHNITT 1 

Antrag auf Einleitung 
des Schiedsverfahrens 

Artikel 36 

(1) Wünscht ein Vertragsstaat oder 
ein Angehöriger eines Vertragsstaats 
ein Schiedsverfahren einzuleiten, so 
richtet er einen diesbezüglichen schrift- 
lichen Antrag an den Generalsekretär, 
der ihn der anderen Partei in Abschrift 
zuleitet. 

(2) Der Antrag hat Angaben über 
den Streitgegenstand, die Identität der 
Parteien und ihre Zustimmung zum 
Schiedsverfahren nach Maßgabe der 
Verfahrensordnung für die Einleitung 
von Vergleidis- und von Schiedsver- 
fahren zu enthalten. 

(3) Der Generalsekretär registriert 
den Antrag, sofern er nicht auf Grund 
der darin enthaltenen Angaben fest- 
stellt, daß die Streitigkeit offensicht- 
lich nicht in die Zuständigkeit des 
Zentrums fällt. Er notifiziert den Par- 
teien unverzüglich die Registrierung 
oder deren Ablehnung. 

ABSCHNITT 2 

Bildung des Gerichts 

Artikel 37 

(1) Das Schiedsgericht (im folgenden 
als Gericht bezeichnet) wird so bald 
wie möglich nach der gemäß Artikel 36 
erfolgten Registrierung des Antrags 
gebildet. 

(2) d) Das Gericht besteht aus einem 

Einzelschiedsrichter oder einer 
ungeraden Anzahl von 
Schied-srichtern, die entspre- 
chend der Vereinbarung der 
Parteien ernannt werden. 
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(b) Where the parties do not 
agree upon the number of 
arbitrators and the method 
of their appointment, the 
Tribunal shall consist of three 
arbitrators, one arbitrator 
appointed by each party and 
the third, who shall be the 
President of the Tribunal, 
appointed by agreement of 
the parties. 


Article 38 

If the Tribunal shall not have been 
constituted within 90 days after notice 
of registration of the request has been 
dispatched by the Secretary-General 
in accordance wilh paragraph (3) of 
Article 36, or such other period as 
the parties may agree, the Chairman 
shall, at the request of either party 
and after Consulting both parties as 
far as possible, appoint the arbitrator 
or arbitrators not yet appointed. Arbi- 
trators appointed by the Chairman 
pursuant to this Article shall not be 
nationals of the Contracting State 
party to the dispute or of the Con- 
tracting State whose national is a 
party to the dispute. 

Article 39 

The majori ty of the arbitrators shall 
be nationals of States other than the 
Contracting State party to the dispute 
and the Contracting State whose 
national is a party to the dispute; 
provided, however, that the foregoing 
provisions of this Article shall not 
apply if the sole arbitrator or eadi 
individual member of the Tribunal has 
been appointed by agreement of the 
parties. 

Article 40 

(1) Arbitrators may be appointed 
from outside the Panel of Arbitrators, 
except in the case of appointments 
by the Chairman pursuant to Article 
38. 

(2) Arbitrators appointed from out- 
side the Panel of Arbitrators shall 
possoss the quaiities stated in para- 
graph (1) of Article 14. 

SECTION 3 

Powers and Functions of the Tribunal 

Article 41 

(1) The Tribunal shall be the judge 
of its own competcnce. 

(2) Any objection by a party to the 
dispute that that dispute is not within 
the Jurisdiction of the Centre, or for 
other reasons is not within the compe- 
tence ot the Tribunal, shall be con- 
sidered by the Tribunal which shall 
determine whether to deal with it as 


(b) A defaut d'accord entre les 
parties sur le nombre des ar- 
bitres et leur mode de no- 
mination, le Tribunal com- 
prend trois arbitres; chaque 
Partie nomme un arbitre et 
le troisieme, qui est le Presi- 
dent du Tribunal, est nom- 
nie par accord des parties. 


Article 38 

Si le Tribunal n'a pas ete constitue 
dans les 90 jours suivant la notifica- 
tion de l'enregistrement de la requete 
par le Secretaire General conforme- 
ment ä l'Article 36, alinea (3) ou dans 
tout autre delai convenu par les par- 
ties, le President, ä la demande de la 
Partie la plus diligente et, si pos- 
sible, apres consultation des parties, 
nomme l'arbitre ou les arbitres non 
encore designes. Les arbitres nom- 
mes par le President conformement 
aux dispositions du present Article ne 
doivent pas etre ressortissants de l'Etat 
contractant partie au differend ou de 
l'Etat contractant dont le ressortissant 
est partie au differend. 

Article 39 

Les arbitres composant la majorite 
doivent etre ressortissants d'Etats au- 
tres que l'Etat contractant partie au 
differend et que l'Etat contractant 
dont le ressortissant est partie au dif- 
ferend; etant entendu neanmoins que 
cette disposition ne s’applique pas si, 
d'un commun accord, les parties de- 
signent l'arbitre unique ou chacun des 
membres du Tribunal. 


Article 40 

(1) Les arbitres peuvent etre pris 
hors de la liste des arbitres, sauf au 
cas de nomination par le President 
prevu ä l'Article 38. 

(2) Les arbitres nommcs hors de la 
liste des arbitres doivent posseder les 
qualites prevues ä l'Article 14, ali- 
nea (1). 


SECTION 3 

Des Pouvoirs et des 
Fonctions du Tribunal 

Article 41 

(1) Le Tribunal est juge de sa com- 
petence. 

(2) Tout declinatoire de competence 
souleve par l'une des parties et fonde 
sur le motif que le differend n'est pas 
de la competence du Centre ou, pour 
toute autre raison, de celle du Tribu- 
nal doit etre examine par le Tribunal 
qui decide s'il doit etre traite comme 


b) Können die Parteien sich 
nicht über die Anzahl der 
Schiedsrichter und die Art 
ihrer Ernennung einigen, so 
besteht das Gericht aus drei 
Schiedsrichtern, wobei jede 
Partei einen Schiedsrichter 
ernennt und der dritte, der 
den Vorsitz im Gericht führt, 
im gegenseitigen Einverneh- 
men von den Parteien er- 
nannt wird. 

Artikel 38 

Ist das Gericht nicht binnen 90 Ta- 
gen nach der gemäß Artikel 36 Ab- 
satz 3 vorgenommenen Absendung 
der Notifikation der Registrierung des 
Antrags durch den Generalsekretär 
oder binnen einer anderen von den 
Parteien vereinbarten Frist gebildet 
worden, so ernennt der Vorsitzende 
auf Antrag einer der Parteien und, so- 
weit möglich, nach Konsultierung bei- 
der Parteien den oder die noch nicht 
ernannten Schiedsrichter. Die vom 
Vorsitzenden nach diesem Artikel er- 
nannten Schiedsrichter dürfen weder 
dem Vertragsstaat, der Streitpartei ist, 
angehören noch demjenigen, dessen 
Angehöriger Streitpartei ist. 

Artikel 39 

Die Mehrheit der Schiedsrichter 
muß anderen Staaten als demjenigen, 
der Streitpartei ist, und als demjeni- 
gen, dessen Angehöriger Streitpartei 
ist, angehören; diese Bestimmung fin- 
det jedoch keine Anwendung, wenn 
die Parteien im gegenseitigen Einver- 
nehmen den Einzelschiedsrichter oder 
alle Mitglieder des Gerichts ernennen. 


Artikel 40 

(1) Zu Schiedsrichtern können, außer 
bei Ernennung durch den Vorsitzenden 
nach Artikel 38, Personen ernannt 
werden, die nicht im Schiedsrichter- 
verzeichnis geführt sind. 

(2) Zu Schiedsrichtern ernannte Per- 
sonen, die nicht im Schiedsrichterver- 
zcichnis geführt sind, müssen die in 
Artikel 14 Absatz 1 vorgesehenen 
Eigenschaften besitzen. 

ABSCHNITT 3 

Befugnisse und Aufgaben des Gerichts 

Artikel 41 

(1) Das Gericht entscheidet selbst 
über seine Zuständigkeit. 

(2) Jede Einrede, die eine Partei mit 
der Begründung erhebt, daß die Strei- 
tigkeit nicht in die Zuständigkeit des 
Zentrums oder aus anderem Grund 
nicht in die Zuständigkeit des Gerichts 
fällt, wird vom Gericht geprüft, das 
darüber entscheidet, ob diese Einrede 
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a preliminary question or to join it to 
the merits of the dispute. 

A r t i c 1 e 42 

(1) The Tribunal shall decide a dis- 
pute in accordance with such rules of 
law as may be agreed by the parties. 
In the absence of such agreement, the 
Tribunal shall apply the law of the 
Contracting State party to the dispute 
(including its rules on the conflict of 
laws) and such rules of international 
law as may be applicable. 

(2) The Tribunal may not bring in a 
finding of non liquet on the ground 
of silence or obscurity of the law. 

(3) The provisions of paragraphs (1) 
and (2) shall not prejudice the power 
of the Tribunal to decide a dispute 
ex aequo et bono if the parties so 
agree. 

Article 43 

Except as the parties otherwise 
agree, the Tribunal may, if it deems it 
necessary at any stage of the pro- 
ceedings, 

(a) call upon the parties to produce 
documenls or other evidence, and 

(b) visit the scene connected with the 
dispute, and conduct such inquiries 
there as it may deem appropriale. 


Article 44 

Any arbilration proceeding shall be 
conducted in accordance with the 
provisions of this Section and, except 
as the parties otherwise agree, in 
accordance with the Arbitration Rules 
in effect on the date on which the 
parties consented to arbitration. If 
any question of procedure arises 
which is not covered by this Section 
or the Arbitration Rules or any rules 
agreed by the parties, the Tribunal 
shall decide the question. 

Article 45 

(1) Failure of a party to appear or 
to present his case shall not be deem- 
ed an admission of the other party's 
assertions. 

(2) If a party fails to appear or to 
present his case at any stage of the 
proceedings the other party may 
request the Tribunal to deal with the 
questions submitted to it and to 
render an award. Before rendering an 
award, the Tribunal shall notify, and 
grant a period of grace to, the party 
failing to appear or to present its case, 
unless it is satisfied that that party 
does not intend to do so. 


question prealable ou si son examen 
doit etre joint ä cclui des questions 
de fond. 

Article 42 

(1) Le Tribunal statue sur le diffe- 
rend conformement aux regles de droit 
adoptees par les parties. Faute d’ae- 
cord entre les parties, le Tribunal ap- 
plique le droit de l'Etat contractant 
Partie au differend — y compris les 
regles relatives aux conflils de lois — 
ainsi que les pincipes de droit inter- 
national en la matiere. 

(2) Le Tribunal ne peut refuser de 
juger sous pretexte du silence ou de 
l'obscurite du droit. 


(3) Les dispositions des alineas pre- 
cedents ne portent pas atteinte ä la 
faculte pour le Tribunal, si les parties 
en sont d'accord, de statuer ex aequo 
et bono. 


Article 43 

Sauf accord contraire des parties, 
le Tribunal s'il l'estime necessaire, 
peut ä tout moment durant les debats: 

(a) demander aux parties de produire 
tous documents ou autres moyens 
de preuve, et 

(b) se transporter sur les lieux et y 
proceder ä telles enquetes qu’il 
estime necessaires. 

Article 44 

Toute procedure d'arbitrage est con- 
duite conformement aux dispositions 
de la presente Section et, sauf accord 
contraire des parties. au Reglement 
d'Arbitrage en vigueur ä la date ä 
laquelle eiles ont consenti ä l’arbi- 
trage. Si une question de procedure 
non prevue par la presente Section 
ou le Reglement d'Arbitrage ou tout 
autre regiement adopte par les parties 
se pose, eile est tranchee par le Tri- 
bunal. 


Article 45 

(1) Si Fune des parties fait defaut 
ou s'abstient de faire valoir ses 
moyens, eile n'est pas pour autant 
reputee acquiescer aux pretentions de 
l'autre partie. 

(2) Si l'une des parties fait defaut 
ou s’abstient de faire valoir ses 
moyens ä tout moment de la proce- 
dure, l'autre partie peut demander au 
Tribunal de considerer les chefs de 
conclusions qui lui sont soumises et de 
rendre sa sentence. Le Tribunal doit, 
en notifiant ä la partie defaillante la 
demande dont il est saisi, accorder a 
celle-ci un delai de grace avant de 
rendre sa sentence, ä moins qu'il ne 
soit convaincu que ladite partie n'a 
pas l'intention de comparaitre ou de 
faire valoir ses moyens. 


als Vorfrage zu behandeln oder mit 
der Hauptsache zu verbinden ist. 

Artikel 42 

(1) Das Gericht entscheidet die 
Streitigkeit gemäß den von den Par- 
teien vereinbarten Rechtsvorschriften. 
Liegt eine solche Vereinbarung nicht 
vor, so wendet das Gericht das Recht 
des Vertragsstaats, der Streitpartei 
ist, — - einschließlich seines internatio- 
nalen Privatrechts — sowie die ein- 
schlägigen Regeln des Völkerrechts an. 

(2) Das Gericht kann eine Entschei- 
dung nicht mit der Begründung ab- 
lehnen, daß das Recht zu dem streiti- 
gen Punkt schweigt oder unklar ist. 

(3) Die Absätze 1 und 2 lassen die 
Befugnis des Gerichts unberührt, bei 
Einwilligung der Parteien ex aequo et 
bono zu entscheiden. 

Artikel 43 

Sofern die Parteien nidits anderes 
vereinbaren, kann das Gericht, wenn 
es dies für nötig halt, jederzeit wäh- 
rend des Verfahrens 

a) die Parteien auffordern, alle Urkun- 
den oder sonstigen Beweismittel 
vorzulegen, 

b) sich an Ort und Stelle begeben und 
dort alle Untersuchungen vorneh- 
men, die es für erforderlich er- 
achtet. 

Artikel 44 

Jedes Schiedsverfahren wird gemäß 
diesem Abschnitt und, sofern die Par- 
teien nichts anderes vereinbaren, ge- 
mäß der Schiedsordnung geführt, die 
im Zeitpunkt der Zustimmung der 
Parteien zum Schiedsverfahren gilt. 
Ergibt sich eine Verfahrensfrage, die 
weder in diesem Absdinitt noch in der 
Schiedsordnung noch in einer anderen 
von den Parteien angenommenen 
Regelung behandelt ist, so wird sie 
vom Gericht entschieden. 

Artikel 45 

(1) Erscheint eine Partei nicht vor 
dem Gericht oder vertritt sie ihre 
Sache nicht, so bedeutet das nicht, daß 
sie dem Vorbringen der anderen Par- 
tei zustimmt. 

(2) Wenn eine Partei in irgend- 
einem Stadium des Verfahrens nicht 
vor dem Gericht erscheint oder ihre 
Sache nicht vertritt, kann die andere 
Partei das Gericht ersuchen, die ihm 
vorgelegten Fragen zu behandeln und 
einen Schiedsspruch zu erlassen Das 
Gericht benachrichtigt die säumige 
Partei von dem Ersuchen und hat ihr, 
bevor es seinen Spruch erläßt, eine 
Frist zu gewähren, sofern es nicht 
überzeugt ist, daß diese Partei nicht 
die Absicht hat, vor dem Gericht zu 
erscheinen oder ihre Sache zu ver- 
treten. 
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A r t i c 1 e 46 

Except äs the parties otherwise 
agree, the Tribunal shall, if requested 
by a party, determine any incidental 
or additional Claims or counter-claims 
arising directly out of the subject- 
mattcr of the dispute provided that 
they are within the scope of the 
consent of the parties and are other- 
wise within the jurisdiction of the 
Cenlie. 

A r t i c 1 e 47 

Except as the parties otherwise 
agree, the Tribunal may, if it considers 
that the circumstances so require, 
recommend any provisional measures 
which should be taken to preserve the 
respective rights of either party. 

SECTION 4 

The Award 

Art icl e 48 

(1) The Tribunal shall decide ques- 
tions by a majority of the votes of 
all its members. 

(2) The award of the Tribunal shall 
be in writing and shall be signed by 
the members of the Tribunal who 
voted for it. 

(3) The award shall deal with every 
question submitted to the Tribunal, 
and shall state the reasons upon which 
it is based. 

(4) Any member of the Tribunal 
may attach his individual opinion to 
the award, whether he dissents from 
the majority or not, or a slatement of 
his dissent. 


(5) The Centre shall not publish the 
award without the consent of the 
parties. 

A r t i c 1 e 49 

(1) The Secretary-General shall 
promptly dispatch certitied copies of 
the award to the parties. The award 
shall be deemed to have been rendered 
on the date on whidi the certified 
copies w^ere dispatched. 

(2) The Tribunal upon the request 
of a part>' made within 45 days after 
the date on which the award was 
rendered may after notice to the other 
party decide any question w^hich it 
had omitted to decide in the aw'ard, 
and shall rectify any clerical, arith- 
metical or similar error in the award. 
Its deci.sion shall become part of the 
aw-ard and shall be notified to the 
parties in the same manner as the 
award. The periods of time provided 
for linder paragraph (2) of Article 51 


Article 46 

Sauf accord contraire des parties, 
le Tribunal doit, a la requete de Tune 
d’elles, statucr sur toutes demandcs 
incidentes, addilionnelles ou recon- 
ventionnelles se rapportant directe- 
ment a l'object du difterend, ä condi- 
tion que ces demandes soient couver- 
tes par le consentement des parties et 
qii'elles relevent par ailleiirs de la 
competence du Centre. 

Article 47 

Sauf accord contraire des parties, le 
Tribunal peut, s'il estime que les cir- 
constances l'exigent, recommander tou- 
tes mesures conservatoires propres ä 
sauvegarder les droits des parties. 


SECTION 4 

De la Sentence 

Article 48 

(1) Le Tribunal statue sur toute 
question ä la majorite des voix de 
tous ses membres. 

(2) La sentence est rendue par ecrit; 
eile est signee par les membres du 
Tribunal qui se sont prononces en sa 
faveur. 

(3) La sentence doit repondre ä 
tous les chefs de conclusions soumises 
au Tribunal et doit etre motivee. 


(4) Tout membre du Tribunal peut 
faire joindre ä la sentence soit son 
opinion paiticuliere — qu'il partage 
ou non l'avis de la majorite — soit la 
mention de son dissentiment. 


(5) Le Centre ne publie aucune 
sentence sans le consentement des 
parties. 


Article 49 

(1) Le Secretaire General eiivoi sans 
delai aux parties copies certifiees con- 
formes de la sentence, La sentence est 
reputee avoir ete rendue le jour de 
l'envoi desdites copies. 


(2) Sur requete d une des parties, 
a presenter dans les 45 jours de la 
sentence, le Tribunal peut, apres noti- 
fication a Lautre partie, statuer sur 
toute question sur laquelle il aurait 
omis de se prononcer dans la sentence 
et corriger toute erreur materielle con- 
tenue dans la sentence. Sa decision 
fait partie integrante de la sentence 
et est notifiee aux parties dans les 
memes formes que celle-ci. Les delais 
prevus ä l'Article 51, alinea (2) et ä 
l'Article 52, alinea (2) courent a partir 


Artikel 46 

Sofern die Parteien nichts anderes 
vereinbaren, entscheidet das Gericht 
auf Antrag einer Partei über alle un- 
mittelbar mit dem Streitgegenstand 
zusammenhängenden Zwischenanträge, 
Zusatzantrage oder Anträge nach Art 
der Widerklage, wenn sich die Zu- 
stimmung der Parteien auf diese An- 
träge erstreckt und sie außerdem in 
die Zuständigkeit des Zentrums fallen. 

A r t i k e 1 47 

Sofern die Parteien nicht anderes 
vereinbaren, kann das Gericht, wenn 
die Umstände dies nach seiner An- 
sicht erfordern, vorläufige Maßnahmen 
zur Sicherung der Rechte beider Par- 
teien empfehlen. 

ABSCHNITT 4 

Der Schiedsspruch 

Artikel 48 

(1) Das Gericht entscheidet alle Fra- 
gen mit Stimmenmehrheit aller seiner 
Mitglieder. 

(2) Der Schiedsspruch ist schriftlich 
zu erlassen und von den Mitgliedern 
des Gerichts zu unterzeichnen, die für 
ihn gestimmt haben. 

(3) Der Schiedsspruch hat alle dem 
Gericht vorgelegten Fragen zu behan- 
deln und ist zu begründen. 

(4) Jedes Mitglied des Gerichts kann 
dem Schiedsspruch seine — der Auf- 
fassung der Mehrheit zustirnmende 
oder davon abweichende — eigene 
Meinung oder nur die Feststellung 
seiner abweichenden Meinung beifü- 
gen. 

(5) Das Zentrum veröffentlicht den 
Schiedsspruch nur mit Zustimmung der 
Parteien. 

Artikel 49 

(1} Der Generalsekretär übermittelt 
den Parteien unverzüglich beglaubigie 
Abschriften des Schiedsspruchs. Der 
Schiedsspruch gilt als an dem Tag der 
Absendung dieser Abschriften erlas- 
sen. 

(2) Auf einen binnen 45 Tagen nach 
Erlaß des Schiedsspruchs einzureichen- 
den Antrag einer Partei kann das Ge- 
richt nach Benachrichtigung der an- 
deren Partei über jede Frage entschei- 
den, die es in dem Schiedsspruch zu 
behandeln unterlassen hat, und jeden 
in dem Schiedsspruch enthaltenen 
Schreib-, Rechen- oder ähnlichen Feh- 
ler berichtigen. Seine Entscheidung ist 
Bestandteil des Schiedsspruchs und 
wird den Parteien in derselben Form 
wie der Schiedsspruch bekanntgege- 
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and Paragraph (2) of Article 52 shall 
run from the date on which the decision 
was rcndered. 

SECTION 5 

Interpretation, Revision 
and Annulment of the Award 

Article 50 

(1) If any dispule shall arise between 
the parties as to the meaning or scope 
of an award, either party may request 
Interpretation ot the award by an ap- 
plication in writing addressed to the 
Secretary-General. 

(2) The request shall, if possible, be 
submitted to the Tribunal which 
rendered the award. If this shall not 
be possible, a new Tribunal shall be 
constituted in accordance with Section 
2 of this Chapter. The Tribunal may, 
if it considers that the circumstances 
so require, stay enforcement of the 
award pending its decision. 


Article 51 

(1) Either party may request re- 
vision of the award by an application 
in writing addressed to the Secretary- 
General on the ground of discovery 
of some fact of such a nature as 
decisively to affect the award, pro- 
vided that when the award was 
rendered that fact was unknown to 
the Tribunal and to the applicant and 
that the applicant’s ignorance of that 
fact was not due to negligence. 

(2) The application shall be made 
within 90 days after the discovery of 
such fact and in any event within 
three years after the date on which 
the award was rendered. 

(3) The request shall, if possible, 
be submitted to the Tribunal which 
rendered the award. If this shall not 
be possible, a new Tribunal shall be 
constituted in accordance with Sec- 
tion 2 of this Chapter. 

(4) The Tribunal may, if it considers 
that the circumstances so require, stay 
enforcement of the award pending its 
decision. If the applicant requests 
a stay of enforcement of the award in 
his application, enforcement shall be 
stayed provisionally until the Tribu- 
nal rules on such request. 


Article 52 

(1) Either party may request an- 
nulment of the award by an appli- 


de la date de la decision correspon- 
dante. 


SECTION 5 

De ITnterpretation, de la Revision 
et de l'Annulation de la Sentence 


Article 50 

(1) Tout differend qui pourrait s'ele- 
ver entre les parties concernant le 
sens ou la portee de la sentence peut 
faire l'objet d une demande en inter- 
pretation adressee par ecrit au Secre- 
taire General par l'une ou l'autre des 
parties. 

(2) La demande est, si possible, 
soumise au Tribunal qui a statue. En 
cas d'impossibilite, un nouveau Tri- 
bunal est constitue conformement ä la 
Section 2 du present Chapitre. Le Tri- 
bunal peut, s'il estime que les circons- 
tances l'exigent, decider de suspendre 
Lexecution de la sentence jusqu’ä ce 
qu'il se soit prononce sur la demande 
en interpretation. 


Article 51 

(1) Chacune des parties peut de- 
mander, par ecrit, au Secretaire Gene- 
ral la revision de la sentence en rai- 
son de la decouverte d’un fait de 
nature ä exercer une influence deci- 
sive sur la sentence, a condition qu'a- 
vant le prononce de la sentence ce 
fait ait ete inconnu du Tribunal et de 
la partie demanderesse et qu'il n'y 
ait pas eu, de la part de celle-ci, faute 
ä l'ignorer. 

(2) La demande doit etre introduite 
dans les 90 jours suivant la decou- 
verte du fait nouveau et, en tout cas, 
dans les trois ans suivant la date de la 
sentence. 

(3) La demande est, si possible, sou- 
mise au Tribunal ayant statue. En cas 
d'impossibilite, un nouveau Tribunal 
est constitue conformement ä la Sec- 
tion 2 du present Chapitre. 

(4) Le Tribunal peut, s’il estirne que 
les circonstances l'exigent, decider de 
suspendre Lexecution de la sentence 
jusqu’ä ce qu’il se soit prononce sur 
la demande en revision. Si, dans sa 
demande, la partie en cause requiert 
qu'il soit sursis ä Lexecution de la 
sentence, Lexecution est provisoire- 
ment suspendue jusqu'ä ce que le Tri- 
bunal ait statue sur ladite requete. 


Article 52 

(1) Chacune des parties peut de- 
mander, par ecrit, au Secretaire Gene- 


ben. Die in Artikel 51 Absatz 2 und 
Artikel 52 Absatz 2 vorgesehenen Fri- 
sten beginnen mit dem Tag des Erlas- 
ses der Entscheidung zu laufen. 

ABSCHNITT 5 

Auslegung des Schiedsspruchs, 
Wiederaufnahmeverfahren 

und Aufhebung des Schiedsspruchs 

Artikel 50 

(1) Entstehenstreitigkeiten zwischen 
den Parteien über Sinn oder Tragweite 
des Schiedsspruchs, so kann jede Par- 
tei einen schriftlichen Antrag auf Aus- 
legung des Schiedsspruchs an den Ge- 
neralsekretär richten. 

(2) Der Antrag ist nach Möglichkeit 
dem Gericht vorzulegen, das den 
Schiedsspruch erlassen hat. Ist dies 
nicht möglich, so wird ein neues Ge- 
richt nach Abschnitt 2 dieses Kapitels 
gebildet. Das Gericht kann beschlie- 
ßen, die Vollstreckung des Schieds- 
spruchs bis zur Entscheidung über den 
Auslegimgsantrag auszusetzen, wenn 
dies die Umstände nach seiner Auffa.s- 
sung erfordern. 

Artikel 51 

(1) Wird einer Partei eine Tatsache 
bekannt, die geeignet ist, den Schieds- 
spruch entscheidend zu beeinflussen, 
so kann sie beim Generalsekretär 
schriftlich ein Wiederaufnahmeveriah- 
ren beantragen, sofern die Tatsache 
dem Gericht und der antragsiellenden 
Partei vor Erlaß des Schiedsspruchs 
unbekannt war und die Llnkenntnis 
der antragstellenden Partei nicht auf 
Fahrlässigkeit beruhte. 

(2) Der Antrag ist binnen 90 Tagen 
nach Bekannt werden einer solchen 
Tatsache und in jedem Fall binnen 
drei Jahren nach Erlaß des Schieds- 
spruchs zu stellen. 

(3) Der Antrag ist nach Möglichkeit 
dem Gericht vorzulegen, das den 
Schiedsspruch erlassen hat. Ist dies 
nicht möglich, so wird ein neues Ge- 
richt nach Abschnitt 2 dieses Kapitels 
gebildet. 

(4) Das Gericht kann beschließen, 
die Vollstreckung des Schiedssprudis 
bis zur Entscheidung über den Wieder- 
aufnahmeantrag auszusetzen, wenn 
dies die Umstände nach seiner Auf- 
fassung erfordern. Ersucht die antrag- 
stellende Partei um einen Aufschub 
der Vollstreckung des Schiedsspruchs, 
so wird die Vollstreckung vorläufig 
ausgesetzt, bis das Gericht über dieses 
Ersuchen entschieden hat. 

Artikel 52 

(1) Jede Partei kann beim Genei al- 
sekretär schriftlidi die Aufhebung 
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cation in writing addressed to the 
Secrelary-GGneral on one or more 
of the follovving grounds: 

(a) that the Tribunal was not properly 
constituted; 

(b) that the Tribunal has manifestly 
exceeded its powers; 

(c) that there was corruption on the 
part of a member of the Tribunal; 

(d) that there has been a serious 
departure from a fundamental rule 
of procedure; or 

(e) that the award has failed to state 
the reasons on which it is based. 

(2) The application shall be made 
within 120 days after the date on 
which the award was rendercd except 
that when annulmcnt is requested on 
the ground of corruption such appli- 
cation shall be made within 120 days 
after discovery of the corruption and 
in any event within three years after 
the date on which the award was 
rendered. 

(3) On receipt of the request the 
Chairman shall forthwith appoint from 
the Panel of Arbitrators an ad hoc 
Committee of three persons. None of 
the members of the Committee shall 
have been a member of the Tribunal 
which rendered the award, shall be 
of the same nationality as any such 
member, shall be a national of the 
State party to the dispute or of the 
State whose national is a party to 
the dispute, shall have been designated 
to the Panel of Arbitrators by either 
of those States, or shall have acted 
as a conciliator in the same dispute. 
The Committee shall have the author- 
ity to annul the award or any part 
thereof on any of the grounds set 
forth in paragraph (1). 


(4) The provisions of Articles 41-45, 
48, 49, 53 and 54, and of Chapters VI 
and VII shall apply mutatis mutandis 
to procccdings before the Committee. 

(5) The Committee may, if it con- 
siders that the circumstances so re- 
quire, stay enforcement of the award 
pcnding its decision. If the applicant 
requests a stay of enforcement of 
the award in bis application, enforce- 
ment shall be stayed provisionally 
until the Committee rules on such 
request. 


(6) If the award is annulled the 
dispute shall, at the request of either 
party, be submitted to a new Tribunal 
constituted in accordance wilh Sec- 
tion 2 of this Chapter. 


rat l'annulation de la sentence pour 
Tun quelconque des motifs suivants: 


(a) vice dans la Constitution du Tri- 
bunal; 

(b) exces de pouvoir manifeste du 
Tribunal; 

(c) corruption d’un membre du Tri- 
bunal; 

(d) inobservation grave d'une regle 
fondamentale de procedure; 

(e) defaut de motifs. 

(2) Toute demande doit etre formee 
dans les 120 jours suivant la date de 
la sentence, sauf si l'annulation est 
demandee pour cause de corruption, 
auquel cas ladite demande doit etre 
presentee dans les 120 jours suivant 
la decouverte de la corruption et, en 
tout cas, dans les trois ans suivant 
la date de la sentence. 


(3) Au requ de la demande, le Presi- 
dent nomme immediatement parmi les 
personnes dont les noms figurent sur 
la liste des arbitres, un Comite ad hoc 
de trois membres. Aucun membre 
dudit Comite ne peut etre choisi parmi 
les membres du Tribunal ayant rendu 
la sentence, ni posseder la meme na- 
tionalite qu’un des membres dudit 
Tribunal ni celle de l'Etat partie au 
differend ou de l'Etat dont le ressortis- 
sant est partie au differend, ni avoir 
ete designe pour figurer sur la liste 
des arbitres par Tun desdits Etats, ni 
avoir rempli les fonctions de concilia- 
teur dans la meme affaire. Le Comite 
est habilite ä annuler la sentence en 
tout ou en partie pour l'un des motifs 
enumeres ä l'alinea (1) du present 
Article. 


(4) Les dispositions des Articles 41 
ä 45, 48, 49, 53 et v54 et des Chapi- 
tres VI et VII s'appliquent mutatis 
mutandis ä la procedure devant le 
Comite. 

(5) Le Comite peut, s'il estiine que 
les circonstances l’exigent, decider de 
suspendre l'execution de la sentence 
jusqu'ä ce qu'il se soit prononce sur 
la demande en annulation. Si, dans 
sa demande, la partie en cause re- 
quiert qu'il soit sursis ä l'execution 
de la sentence, l'execution est provi- 
soirement suspendue jusqu'ä ce que 
le Comite ait statue sur ladite requete. 

(6) Si la sentence est declaree nulle, 
le differend est, ä la requete de la 
partie la plus diligentc, soumis ä un 
nouveau Tribunal constitue conforme- 
ment ä la Section 2 du present Cha- 
pitre. 


eines Schiedsspruchs aus einem oder 
mehreren der folgenden Gründe be- 
antragen: 

a) nicht ordnungsgemäße Bildung des 
Gerichts, 

b) offensichtliche Überschreitung der 
Befugnisse des Gerichts, 

c) Bestechung eines Mitglieds des 
Gerichts, 

d) schwerwiegende Abweichung von 
einer grundlegenden Verfahrens- 
vorschrift, 

e) Fehlen der Begründung des Schieds- 
spruchs. 

(2) Der Antrag ist binnen 120 Tagen 
nach Erlaß des Schiedsspruchs zu stel- 
len, sofern nicht die Aufhebung wegen 
Bestechung verlangt wird; in diesem 
Fall ist der Antrag binnen 120 Tagen 
nach Entdecken der Bestechung, je- 
denfalls aber binnen drei Jahren nach 
Erlaß des Sdiicdssprudrs zu stellen. 


(3) Nach Eingang des Antrags er- 
nennt der Vorsitzende unverzüglich 
aus dem Kreis der im Schiedsrichter- 
verzeichnis geführten Personen einen 
aus drei Mitgliedern bestehenden Ad- 
hoc-Ausschuß. Die Mitglieder dieses 
Ausschusses dürfen weder Mitglied 
des Gerichts gewesen sein, das den 
Schiedsspruch erlassen hat, noch die 
gleiche Staatsangehörigkeit besitzen 
wie ein Mitglied des Gerichts, noch die 
Staatsangehörigkeit des Staates, der 
Streitpartei ist, oder des Staates, des- 
sen Angehöriger Streitpartei ist, be- 
sitzen, noch von einem dieser Staaten 
für das Schiedsrichterverzeichnis be- 
nannt worden sein noch das Amt eines 
Vermittlers in der gleichen Sache aus- 
geübt haben. Der Ausschuß ist befugt, 
den Schiedsspruch aus einem der in 
Absatz 1 aufgeführten Gründe ganz 
oder teilweise aufzuheben. 

(4) Die Artikel 41 bis 45, 48, 49, 53 
und 54 sowie die Kapitel VI und Vil 
sind auf das Verfahren vor dem Aus- 
schuß sinngemäß anzuwenden. 

(5) Der Ausschuß kann beschließen, 
die Vollstreckung des Schiedsspruchs 
bis zur Entscheidung über den Aufhe- 
bungsantrag auszusetzen, wenn dies 
die Umstände nach seiner Auffassung 
erfordern. Ersucht die antragstellende 
Partei um einen Aufschub der Voll- 
streckung des Schiedsspruchs, so wird 
die Vollstreckung vorläufig ausgesetzt, 
bis der Ausschuß über dieses Ersuchen 
entschieden hat. 

(6) Wird der Schiedsspruch aufge- 
hoben, so ist die Streitigkeit auf An- 
trag einer der Parteien einem neuen 
nach Abschnitt 2 dieses Kapitels ge- 
bildeten Gericht zu unterbreiten. 
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SECTION 6 

Recognition and Enforcement of the 
Award 


A r t i c 1 e 53 

(1) The award shall be binding on 
the parties and shall not be subject 
to any appeal or to any other remedy 
except those provided for in this 
Convention. Each party shall abide 
by and comply with the terms of 
the award except to the extent that 
enforcement shall have been stayed 
pursuant to the relevant provisions 
of this Convention. 

(2) For the purposes of this Section, 
"award" shall include any decision 
interpreting, revising or annulling 
such award pursuant to Articles 50, 51 
or 52. 


A r t i c 1 e 54 

(1) Each Contracting State shall 
recognize an award rendered pursuant 
to this Convention as binding and 
enforce the pecuniary obligations 
imposed by that award within its 
territories as if it were a final judg- 
ment of a court in that State. A 
Contracting State with a federal Con- 
stitution may enforce such an award 
in or through its federal courts and 
may provide that such courts shall 
treat the award as if it were a final 
judgment of the courts of a constit- 
uent state. 


(2) A party seeking recognition or 
enforcement in the territories of a 
Contracting State shall furnish to a 
cornpetent court or other authority 
which such State shall have designated 
for this purpose a copy of the award 
certified by the Secretary-General. 
Each Contracting State shall notify 
the Secretary-General of the designa- 
tion of the cornpetent court or other 
authority for this purpose and of any 
subsequent change in such designation. 


(3) Execution of the award shall be 
governed by the laws concerning the 
execution of judgments in force in 
the State in whose territories such 
execution is sought. 


A r 1 1 c 1 e 55 

Nothing in Article 54 shall be con- 
strued as derogating from the law in 
force in any Contracting Stale relat- 
ing to immunity of that State or of 
any foreign State from execution. 


SECTION 6 

De la Reconnaissance 
et de TExecution de la Sentence 


Article 53 

(1) La sentence est obligatoire ä l'e- 
gard des parties et ne peut etre l’objet 
d'aucun appel ou autre recours, ä l'ex- 
ception de ceux prevus a la presente 
Convention. Chaque partie doit don- 
ner effet ä la sentence conformement 
ä ses termes, sauf si l'execution en 
est suspendue en vertu des disposi- 
tions de la presente Convention. 


(2) Aux fins de la presente Section, 
une «sentence» inclut toute decision 
concernant l'interpretation, la revision 
ou l'annulation de la sentence prise 
en vertu des Articles 50, 51 ou 52. 


Article 54 

(1) Chaque Etat contractant recon- 
nait toute sentence rendue dans le 
cadre de la presente Convention com- 
me obligatoire et assure Fexecution 
sur son territoire des obligations pe- 
cuniaires que la sentence impose com- 
me s'il s'agissait d'un jugement defini- 
tif d'un tribunal fonctionnant sur le 
territoire dudit Etat. Un Etat con- 
tractant ayant une Constitution föde- 
rale peut assurer l'execution de la 
sentence par l'entremise de ses tribu- 
naux federaux et prevoir que ceux-ci 
devront considerer une teile sentence 
comme iin jugement definitif des tri- 
bunaux de Tun des Etats federes. 

(2) Pour obtenir la reconnaissance 
et l’execution d'une sentence sur le 
territoire d’un Etat contractant, la 
partie interessee doit en presenter 
copie ccrtifiee conforme par le Secre- 
taire General au tribunal national 
cornpetent ou ä toute autre autorite 
que ledit Etat contractant aura de- 
signe a cet effet. Chaque Etat con- 
tractant fait savoir au Secretaire Ge- 
neral le tribunal cornpetent ou les au- 
torites qu'il designe ä cet effet et le 
tient informe des changemen ts even- 
tuels. 

(3) L'execution est regie par la le- 
gislation concernant l'execution des 
jugements en vigueur dans l'Etat sur 
le territoire duquei on cherche a y 
proceder. 


Article 55 

Aucune des dispositions de l'Ar- 
ticle 54 ne peut etre interpretee com- 
me faisant exception au droit en vi- 
gueur dans un Etat contractant con- 
cernant l'immunite d'execution dudit 
Etat ou d'un Etat etranger. 


ABSCHNITT 6 

Anerkennung und Vollstreckung 
des Schiedsspruchs 


Artikel 53 

(1) Der Schiedsspruch ist für die Par- 
tei bindend und unterliegt keiner Be- 
rufung und auch keinen anderen 
Rechtsmitteln als denen, die in die- 
sem Übereinkommen vorgesehen sind. 
Jede Partei hat den Schiedsspruch ge- 
nau zu befolgen, soweit nicht die Voll- 
streckung auf Grund dieses Überein- 
kommens ausgesetzt ist. 

(2) Im Sinne dieses Abschnitts um- 

faßt der Ausdruck „Schiedsspruch" 
jede Entscheidung über die Auslegung, 
die Wiederaufnahme oder die Auf- 
hebung nach den Artikeln 50, 51 

oder 52. 

Artikel 54 

(1) Jeder Vertragsstaat erkennt je- 
den im Rahmen dieses Übereinkom- 
mens erlassenen Schiedsspruch als 
bindend an und sorgt für die Voll- 
streckung der darin auferlegten finan- 
ziellen Verpflichtungen in seinem 
Hoheitsgebiet, als handle es sich um 
ein rechtskräftiges Urteil eines seiner 
innerstaatlichen Gerichte. Ein Ver- 
tragsstaat mit bundesstaatlicher Ver- 
fassung kann für die Vollstreckung 
des Schiedsspruchs durch seine Bun- 
desgerichte sorgen und bestimmen, 
daß diese einen derartigen Schieds- 
spruch als rechtskräftiges Urteil der 
Gerichte eines Gliedstaats behandeln. 

(2) Eine Partei, die Anerkennung 
und Vollstreckung eines Schieds- 
spruchs im Hoheitsgebiet eines Ver- 
tiagsstaats begehrt, hat dem zuständi- 
gen innerstaatlichen Gericht oder einer 
anderen von diesem Staat dafür be- 
bestimmten amtlichen Stelle eine vom 
Generalsekretär beglaubigte Abschrift 
des Schiedsspruchs vorzulegen. Jeder 
Vertragsstaat teilt dem General- 
sekretär mit, welches Gericht zuslä)i- 
dig oder welche amtliche Stelle be- 
stimmt ist, und unterrichtet ihn über 
etwaige Änderungen. 

(3) Auf die Vollstreckung des 
Schiedsspruchs sind die Rechtsvor- 
schriften für die Vollstreckung von 
Urteilen anzuwenden, die in dem 
Staat gelten, in dessen Hoheitsgebiet 
die Vollstreckung begehrt wird. 


Artikel 55 

Artikel 54 darf nicht so ausgelegt 
werden, als schaffe er eine Ausnahme 
von dem in einem Vertragsstaat gel- 
tenden Recht über die Immunität die- 
ses Staates oder eines fremden Staa- 
tes von der Vollstreckung. 
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CHAPTER V 

Replacement and Disqualification 
of Conciliators and Arbitrators 


A r t i 1 1 e 56 

(1) After a Commission or a Tribu- 
nal hds been constituted and proceed- 
ings have begun, its composition shall 
renidin undianged; provided, however, 
that if a conciliator or an arbitrator 
should die, become incapacitated, or 
resign, the resulting vacancy shall be 
filled in accordance with the provi- 
sions of Section 2 of Chapter III or 
Section 2 of Chapter IV, 

(2) A member of a Commission or 
Tribunal shall continiie to serve in 
that capacity notwithstanding that he 
shall have coased to be a member of 
the Panel. 

(3) If a concilialor or aibilrator ap- 
pointed by a parly shall have resigned 
witbout the consent of the Commis- 
sion or Tribunal of which he was a 
member, the Chairman shall appoint 
a person from the appropriate Panel 
to hll the resulting vacanrv. 


A 1 t i c 1 e 57 

A party may propose to a Commis- 
sion or Tribunal the disqualihcation of 
any of its members on account of any 
fact indicating a manifest lack of the 
qudlilies required by paragraph (1) 
of Article 14. A party to arbitration 
proceedings may, in addition, propose 
the disqualihcation of an arbitrator on 
the giound that he was ineligible for 
appointnient to the Tribunal uncler 
Section 2 of Chapter IV. 


A r t i ( 1 e 58 

The decision on any proposal to 
disqualify a conciliator or arbitrator 
shall be taken by the other members 
of the Commission or Tribunal as the 
casG may be, ])rovided that where 
those members are equally divided, 
or in the case of a proposal to dis- 
qiialify a sole conciliator or arbitra- 
tor, or a majority of the conciliators 
or arbitrators, thi' Chairman shall take 
that decision. If ii is decided that the 
proposal is well-founded the concilia- 
tor or arbitrator to whorn the decision 
relates shall be replared in accord- 
ance with the provisions of Section 2 
of Chapter III or Section 2 of Chap- 
ter IV. 

CHAPTER VI 

Cost of Proceedings 

Article 59 

The charges payable by the parties 
for the use of the facilities of the 


CHAPITRE V 

Du Remplacement 
et de la Recusation 
des Conciliateurs et des Arbitres 

Article 56 

(1) Une fois qu'une Commission on 
un Tribunal a ete constitue et la pro- 
cedure engagee, sa composition ne 
peut etre modihee. Toutefois, en cas 
de deces, d'incapacite ou de demis- 
sion d’un conciliateur ou d un arbitre, 
il est pourvu ä la vacance selon les 
dispositions du Chapitre III, Section 2 
ou du Chapitre IV, Section 2. 

(2) Tout membre d'une Commission 
ou d'un Tribunal continue ä remplir 
ses fonctions en cette qualite nonobs- 
tant le fait que son nom n’apparaisse 
plus sur la liste. 

(3) ’ Si un conciliateur ou un arbitre 
nomme par une partie demissionne 
Sans l'assentiment de la Commission 
ou du Tribunal dont il est membre, le 
President pourvoit a la vacance en 
prenant un nom sur la liste appro- 
priee. 


Article 57 

Une partie peut demander ä la Com- 
mission ou au Tribunal la recusation 
d'un de ses membres pour tout motif 
impliquant un defaut manifeste des 
qualites requises par l'Article 14, ali- 
nea (1). Une partie a une procedure 
d'arbitrage peut, en outre, demander 
la recusation d'un arbitre pour le mo- 
tif qu'il ne remplissait pas les condi- 
tions fixees a la Section 2 du Chapi- 
tre IV pour la nomination au Tribunal 
Arbilral. 


Article 58 

Les autres membres de la Commis- 
sion ou du Tribunal, selon le cas, se 
prononcent sur toute demande en re- 
cusation d'un conciliateur ou d'un 
arbitre. Toutefois, en cas de parlage 
egal des voix, ou si la demande en 
recusation vise un conciliateur ou un 
arbitre unique ou une majorite de la 
Commission ou du Tribunal, la deri- 
sion est prise par le President. Si le 
bien-fonde de la demande est reconnn, 
le conciliateur ou l'arbitre vise par 
la decision est remplace conforme- 
ment aux dispositions du Chapitre llf, 
Section 2 ou du Chapitre IV, Section 2, 


CHAPITRE VI 

Des Frais de Procedure 

Article 59 

Les redevances dues par les parties 
pour l'utilisation des Services du Cen- 


KAPITEL V 

Ersetzung und Ablehnung 
von Vermittlern 
und Schiedsrichtern 

Artikel 56 

(1) Ist eine Kommission oder ein 
Gericht gebildet und hat das Verfah- 
ren begonnen, so kann die Zusammen- 
setzung nicht mehr geändert werden. 
Jedoch werden die durch Tod einge- 
tretene Unfähigkeit zur Ausübung des 
Amtes oder Rücktritt eines Vermittlers 
oder Schiedsrichters treigewordenen 
Stellen nach Kapitel III Abschnitt 2 
oder Kapitel IV Abschnitt 2 besetzt. 

(2) Jedes Mitglied einer Kommis- 
sion oder eines Gerichts übt dieses 
Amt weiterhin aus, auch wenn sein 
Name nicht mehr in dem Verzeichnis 
steht. 

(3) Tritt ein von einer Partei er- 
nannter Vermittler oder Schiedsrichter 
ohne Zustimmung der Kommission, 
der er angehört, oder des Gerichts, 
dem er angehört, zurück, so besetzt 
der Vorsitzende die freie Stelle, in- 
dem er eine Person aus dem entspre- 
chenden Verzeichnis auswählt. 

Artikel 57 

Eine Partei kann der Kommission 
oder dem Gericht gegenüber ein Mit- 
glied mit der Begründung ablehnen, 
daß dieses offensichtlich nicht die in 
Artikel 14 Absatz 1 geforderten Eigen- 
schaften besitzt. Eine Partei in einem 
Schiedsverfahren kann ferner einen 
Schiedsrichter mit der Begründung ab- 
lehnen, daß dieser die in Kapitel IV 
Abschnitt 2 festgesetzten Bedingungen 
für die Ernennung zum Schiedsrichter 
nicht erfüllt hat. 

Artikel 58 

Die Entscheidung über einen Antrag 
auf Ablehnung eines Vermilllers oder 
Schiedsrichters wird von den übrigen 
Mitgliedern der Kommission oder des 
Gericht.s getroffen. Bei Stimmengleich- 
heit oder bei einem Antrag auf Ab- 
lehnung eines Einzelvermitller.s oder 
-Schiedsrichters oder einer Mehrheit 
der Kommission oder des Gerichts 
wird die Entscheidung vorn Vorsitzen- 
den des Verwaltungsrats getroffen. 
Wird der Antrag als begründet aner- 
kannt, so wird der betreffende Ver- 
mittler oder Schiedsrichter nach Ka- 
pitel III Abschnitt 2 oder Kapitol IV 
Abschnitt 2 ersetzt. 

KAPITEL VI 

Kosten des Verfahrens 

Artikel 59 

Die von den Parteien für die Inan- 
spruchnahme der Einrichtungen des 
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Centre shall be delermined by the 
Secretary-General in accordance with 
the regulations adopted by the Ad- 
ministrative Council, 


A r t i c 1 e 60 

(1) Edch Commission and each Tri- 
bunal shall determine the fees and 
expenses of its niembers within limits 
established froin time to time by the 
Administrative Council and after con- 
sultation with the Secretary-General. 

(2) Nothing in paragraph (1) of this 
Article shall preclude the parties from 
agreeing in advance with the Com- 
mission or Tribunal conccrned upon 
the fees and expenses uf its members. 


Article 61 

(1) In the case of conciliation pro- 
ceedings the fees and expenses of 
members of the Commission as well 
as the charges for the use of the 
facilities of the Centre, shall be borne 
equally by the parties. Each party 
shall bear any other expenses it in- 
curs in Connection with the proceed- 
ings. 

(2) In the case of arbitration pro- 
ceedings the Tribunal shall, except as 
the parties otherwise agree, assess 
the expenses incurred by the parties 
in Connection with the proceedings, 
and shall decide how and by whom 
those expenses, the fees and expenses 
of the members of the Tribunal and 
the charges for the use of the facilities 
of the Centre shall be paid. Such 
decision shall form part of the award. 


CHAPTER VII 

Place of Proceedings 

Article 62 

Conciliation and arbitration pro- 
ceedings shall be held at the seat of 
the Centre except as hereinafter pro- 
vided. 

Article 63 

Conciliation and arbitration pro- 
ceedings may be held, if the parties 
so agree, 

(a) at the seat of the Permanent Court 
of Arbitration or of any other 
appropriate Institution, whether 
private or public, with which the 
Centre may make arrangements 
for that purpose; or 

(b) at any other place approved by 
the Commission or Tribunal after 
consultation with the Secretary- 
General. 


tre sont fixees par le Secretaire Ge- 
neral conformement aux reglements 
adoptes en la matiere par le Conseil 
Administratif. 


A r t i c 1 e 60 

(1) Chaque Commission et chaque 
Tribunal fixe les honoraires et frais 
de ses membres dans les limites qui 
sont definies par le Conseil Administra- 
tif et apres consultation du Secretaire 
General. 

(2) Nonobstant les dispositions de 
Talinea precedent, les parties peuvent 
fixer par avance, en accord avec la 
Commission ou le Tribunal, les hono- 
raires et frais de ses membres. 


Article 61 

(1) Dans le cas d'une procedure de 
conciliation les honoraires et frais des 
membres de la Commission ainsi que 
les redevances dues pour l'utilisation 
des Services du Centre sont Supportes 
ä parts egales par les parties. Chaque 
Partie Supporte toutes les autres de- 
penses qu'elle expose pour les besoins 
de la procedure. 

(2) Dans le cas d'une procedure 
d'arbitrage le Tribunal fixe, sauf ac- 
cord contraire des parties, le montant 
des depenses exposees par eiles pour 
les besoins de la procedure et decide 
des modalites de repartition et de 
paiement desdites depenses, des hono- 
raires et frais des membres du Tribu- 
nal et des redevances dues pour l’utili- 
sation des Services du Centre. Cette 
decision fait partie integrante de la 
sentence. 


CHAPITRE VII 

Du Lieu de la Procedure 

Article 62 

Les procedures de conciliation et 
d'arbitrage se deroulent au siege du 
Centre, sous reserve des dispositions 
qui suivent. 


A r ticle 63 

Si les parties en decident ainsi, les 
procedures de conciliation et d'arbi- 
trage peuvent se derouler: 

(a) soit au siege de la Cour Perma- 
nente d’Arbitrage ou de toute au- 
tre Institution appropriee, publique 
ou privee, avec laquelle le Centre 
aura conclu des arrangements a 
cet effet; 

(b) soit en tout autre lieu approuve 
par la Commission ou le Tribunal 
apres consultation du Secretaire 
General. 


Zentrums zu entrichtenden Gebühren 
werden vom Generalsekretär nach den 
vom Verwaltungsrat angenommenen 
Regelungen festgesetzt. 


Artikel 60 

(1) Die Kommissionen und Gerichte 
setzen innerhalb der vom Verwal- 
tungsrat gesetzten Grenzen und nach 
Konsultierung des Generalsekretärs 
die Honorare und die zu erstattenden 
Kosten ihrer Mitglieder fest. 

(2) Ungeachtet des Absatzes 1 kön- 
nen die Parteien Im Einvernehmen mit 
der Kommission oder dem Gericht die 
Honorare und die zu erstattenden Ko- 
sten der Mitglieder im voraus fest- 
setzen. 

Artikel 61 

(1) Im Vergleichsverfahren werden 
die Honorare und die zu erstattenden 
Kosten der Kommissionsmitglieder so- 
wie die Gebühren für die Inanspruch- 
nahme der Einrichtungen des Zen- 
trums zu gleichen Teilen von den Par- 
teien getragen. Jede Partei trägt alle 
anderen Kosten, die ihr im Zusammen- 
hang mit dem Verfahren entstehen. 

(2) Im Schiedsverfahren setzt das 
Gericht, soweit die Parteien nichts an- 
deres vereinbaren, die ihnen im Zu- 
sammenhang mit dem Verfahren ent- 
standenen Kosten fest und entscheidet 
über die Aufteilung und die Art der 
Zahlung dieser Kosten, der Honorare 
und Kosten der Gerichtsmitglieder so- 
wie der Gebühren für die Inanspruch- 
nahme der Einrichtungen des Zen- 
trums. Diese Entscheidung ist Bestand- 
teil des Schiedsspruchs. 

KAPITEL VII 

Ort des Verfahrens 

Artikel 62 

Die Vergleichs- und Schiedsverfah- 
ren finden vorbehaltlich der folgenden 
Bestimmungen am Sitz des Zentrums 
statt. 

Artikel 63 

Wenn die Parteien dies beschließen, 
können Vergleichs- und Schiedsver- 
fahren stattfinden: 

a) am Sitz des Ständigen Schiedshofv^.s 
oder einer anderen geeigneten öf- 
fentlichen oder privaten Institution, 
mit der das Zentrum entsprechende 
Abmachungen getroffen hat, 

b) an jedem anderen von der Kom- 
mission oder dem Gericht nach 
Konsultierung des Generalsekre- 
tärs gebilligten Ort. 
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CHAPTER VIII 

Disputes belween 
Contracting States 

A r t i c 1 e 64 

Any dispute arising between Con- 
tracting States concerning the Inter- 
pretation or application of this Con- 
vention which is not settled by nego- 
tiation shall be referred to the Inter- 
national Court of Justice by the appli- 
cation of any party to such dispute, 
unless the States concerned agree to 
another method of settlement. 

CHAPTER IX 

Amendment 

A r t i cT e 65 

Any Contracting State may propose 
amendment of this Convention. The 
text of a proposed amendment shall 
be cominunicated to the Secretary- 
General not less than 90 days prior 
to the meeting of the Administrative 
Council at which such amendment is 
to be considered and shall forthwith 
be transmitted by him to all the mem- 
bers of the Administrative Council. 

A r t i c 1 e 66 

(1) If the Administrative Council 
shall so decide by a majority of two- 
thirds of its members, the proposed 
amendment shall be circulated to all 
Contracting States for ratification, ac- 
ceptance or approval. Each amendment 
shall enter into force 30 days after 
dispatch by the depositary of this 
Convention of a notification to Con- 
tracting States that all Contracting 
States have ratified, accepted or ap- 
proved the amendment. 

(2) No amendment shall affect the 
rights and obligations under this Con- 
vention of any Contracting State or 
of any of its constituent subdivisions 
or agencies, or of any national of such 
State arising out of consent to the 
Jurisdiction of the Centre given before 
the date of entry into force of the 
amendment. 

CHAPTER X 

Final Provisions 

A r t i c 1 e 67 

This Convention shall be open for 
signature on behalf of States members 
of the Bank. It shall also be open for 
signature on behalf of any other 
State which is a party to the Statute 
of the International Court of Justice 


CHAPITRE VIII 

Differends 

enlre Etats Contractants 

A r t i c 1 e 64 

Tout differend qui pourrait surgir 
entre les Etats contractants quant ä 
l'interpretation ou l'application de la 
presente Convention et qui ne serait 
pas resolu a Tamiable est porte de- 
vant la Cour Internationale de Justice 
ä la demande de toute partie au diffe- 
rend, a moins que les Etats Interesses 
ne conviennent d'une autre methode 
de regiement. 


CHAPITRE IX 

Amendements 

A r t i c 1 e 65 

Tout Etat contractant peut proposer 
des amendements ä la presente Con- 
vention. Tout texte d’amendement 
doit etre communique au Secretaire 
General 90 Jours au moins avant la 
reunion du Conseil Administratif au 
cours de laquelle ledit amendement 
doit etre examine, et doit etre imme- 
diatement transmis par lui a tous les 
membres du Conseil Administratif. 

Ar fiele 66 

(1) Si le Conseil Administratif le 
decide a la majorite des deux tiers 
de ses membres, l'amendement pro- 
pose est distribue a tous Etats con- 
tractants aux fins de ratification, d'ae- 
ceptation ou d'approbation. Chaque 
amendement entre en vigueur 30 Jours 
apres l'envoi par le depositaire de la 
presente Convention d'une notice 
adressee aux Etats contractants les 
Informant que tous les Etats contrac- 
tants ont ratifie, accepte ou approuve 
l'amendement. 

(2) Aucun amendement ne peut por- 
ter atteinte aux droits et obligations 
d'un Etat contractant, d'une collecti- 
vite publique ou d'un organisme de- 
pendant de lui ou d'un de ses ressor- 
tissants, aux termes de la presente 
Convention qui decoulent d'un con- 
sentement ä la competence du Centre 
donne avant la date d'entree en vi- 
gueur dudit amendement. 


CHAPITRE X 

Dispositions Finales 

A r t i c 1 e 67 

La presente Convention est ouverte 
ä la signature des Etats membres de 
la Banque. Elle est egalement ouverte 
ä la signature de tout autre Etat partie 
au Statut de la Cour Internationale 
de Justice que le Conseil Administra- 


KAPITEL VIII 

Streitigkeiten 
zwischen Vertragsstaaten 

Artikel 64 

Jede zwischen Vertragsstaaten ent- 
stehende Streitigkeit über die Aus- 
legung oder Anwendung dieses Über- 
einkommens, die nicht auf gütlichem 
Wege beigelegt wird, ist auf Antrag 
einer Streitpartei dem Internationalen 
Gerichtshof zu unterbreiten, sofern 
sich die beteiligten Staaten nicht auf 
eine andere Art der Beilegung einigen, 

KAPITEL IX 

Änderungen 

Artikel 65 

Jeder Vertragsstaat kann Änderun- 
gen dieses Übereinkommens Vorschlä- 
gen. Ein Änderungsvorschlag ist dem 
Generalsekretär spätestens 90 Tage 
vor der Tagung des Verwaltungsrats, 
auf welcher der Vorschlag geprüft 
werden soll, mitzuteilen, und ist von 
ihm unverzüglich allen Mitgliedern 
des Verwaltungsrats zu übermitteln. 


Artikel 66 

(1) Wenn der Verwaltungsrat dies 
mit Zweidrittelmehrheit seiner Mit- 
glieder beschließt, wird der Ände- 
rungsvorschlag zum Zwecke der Rati- 
fizierung, Annahme oder Genehmi- 
gung allen Vertragsstaaten zugeleitet. 
Jede Änderung tritt 30 Tage nach dem 
Tag in Kraft, an dem die Verwahr- 
stelle dieses Übereinkommens an die 
Vertragsstaaten die schriftliche Mit- 
teilung abgesandt hat, daß alle Ver- 
tragsstaaten die Änderung ratifiziert, 
angenommen oder genehmigt haben. 

(2) Eine Änderung berührt nicht 
die auf diesem Übereinkommen beru- 
henden Rechte und Pflichten eines 
Vertragsstaats, einer Gebietskörper- 
schaft, einer Stelle oder eines Ange- 
hörigen dieses Staates, die sich aus 
einer vor Inkrafttreten der Änderung 
erteilten Zustimmung zur Zuständig- 
keit des Zentrums ergeben. 

KAPITEL X 

Schlußbestimmungen 

Artikel 67 

Dieses Übereinkommen liegt für die 
Mitgliedstaatcn der Bank zur Unter- 
zeichnung auf. Es liegt ferner für Je- 
den anderen Staat zur Unterzeichnung 
auf, der Vertragspartei der Satzung 
des Internationalen Gerichtshofs ist 
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and which the Administrative Council, 
by a vote of two-thirds of its mem- 
bers, shall have invited to sign the 
Convention. 

Article 68 

(1) This Convention shall be subject 
to ratification, acceptance or approval 
by the signatory States in accordance 
with their respective constitutional 
procedures. 

(2) This Convention shall enter into 
force 30 days after the date of deposit 
of the twentieth Instrument of ratifica- 
tion, acceptance or approval. It shall 
enter into force for each State which 
subsequently deposits its instrument 
of ratification, acceptance or approval 
30 days after the date of such deposit. 


Article 69 

Each Contracting State shall take 
such legislative or other measures as 
may be necessary for making the 
provisions of this Convention effec- 
tive in its territories. 

Article 70 

This Convention shall apply to all 
territories for whose international re- 
lations a Contracting State is respon- 
sible, except those which are excluded 
by such State by written notice to the 
depositary of this Convention either 
at the time of ratification, acceptance 
or approval or subsequently. 


Article 71 

Any Contracting State may de- 
nounce this Convention by written 
notice to the depositary of this Con- 
vention. The denunciation shall take 
effect six months after receipt of such 
notice. 

Article 72 

Notice by a Contracting State pur- 
suant to Articles 70 or 71 shall not 
affect the rights or obligations under 
this Convention of that State or of 
any of its constituent subdivisions or 
agencies or of any national of that 
State arising out of consent to the 
Jurisdiction of the Centre given by 
one of them before such notice was 
received by the depositary. 


Article 73 

Instruments of ratification, accept- 
ancG or approval of this Convention 
and of amendments thereto shall be 
deposited with the Bank which shall 
act as the depositary of this Conven- 
tion. The depositary shall transmit 
certified copies of this Convention to 
States members of the Bank and to 


tif, ä la majorite des deux tiers de ses 
membres, aura invite ä signer la Con- 
vention. 

Article 68 

(1) La presente Convention est sou- 
mise ä la ratification, ä l'acceptation 
ou ä l'approbation des Etats signatai- 
res conformement ä leurs procedures 
constitutionnelles. 

(2) La presente Convention entrera 
en vigueur 30 jours apres la date du 
depot du vingtieme instrument de ra- 
tification, d'acceptation ou d’approba- 
tion. A l'egard de tout Etat deposant 
ulterieurement son instrument de ra- 
tification, d'acceptation ou d'approba- 
tion, eile entrera en vigueur 30 jours 
apres la date dudit depot. 

Article 69 

Tout Etat contractant doit prendre 
les mesures legislatives ou autres qui 
seraient necessaires en vue de donner 
effet sur son territoire aux dispositions 
de la presente Convention. 

Article 70 

La presente Convention s'applique 
ä tous les territoires qu'un Etat con- 
tractant represente sur le plan inter- 
national, ä l'exception de ceux qui 
sont exclus par ledit Etat par notifica- 
tion adressee au depositaire de la 
presente Convention soit au moment 
de la ratification, de l'acceptation ou 
de l'approbation soit ulterieurement. 

Article 71 

Tout Etat contractant peut denoncer 
la presente Convention par notifica- 
tion adressee au depositaire de la pre- 
sente Convention. La denonciation 
prend effet six mois apres reception 
de ladite notification. 

Article 72 

Aucune notification par un Etat con- 
tractant en vertu des Articles 70 et 71 
ne peut porter atteinle aux droits et 
obligations dudit Etat, d'une collecti- 
vite publique ou d'un organisme de- 
pendant de lui ou d'un de ses ressor- 
tissants, aux termes de la presente 
Convention qui decoulent d'un con- 
sentement ä la competence du Centre 
donne par Tun d'eux anterieurement 
ä la reception de ladite notification 
par le depositaire. 

Article 73 

Les Instruments de ratification, d'ac- 
ceptation ou d'approbation de la pre- 
sente Convention et de tous amende- 
ments qui y seraient apportes seront 
deposes aupres de la Banque, laquelle 
agira en qualite de depositaire de la 
presente Convention. Le depositaire 
transmettra des copies de la presente 


und den der Verwaltungsrat mit Zwei- 
drittelmehrheit seiner Mitglieder zur 
Unterzeichnung des Übereinkommens 
eingeladen hat. 

Artikel 68 

(1) Dieses Übereinkommen bedarf 
der Ratifikation, der Annahme oder 
der Genehmigung der Unterzeichner- 
staaten im Einklang mit ihren verfas- 
sungsmäßigen Verfahren. 

(2) Dieses Übereinkommen tritt 30 
Tage nach Hinterlegung der zwanzig- 
sten Ratifikations-, Annahme- oder 
Genehmigungsurkunde in Kraft. Für 
jeden Staat, der seine Ratifikations-, 
Annahme- oder Genehmigungsurkimde 
später hinterlegt, tritt es 30 Tage nach 
dieser Hinterlegung in Kraft. 


Artikel 69 

Jeder Vertragsstaat trifft alle ge- 
setzgeberischen oder sonstigen Maß- 
nahmen, die erforderlich sind, um die- 
sem Übereinkommen in seinem Ho- 
heitsgebiet Wirksamkeit zu verleihen. 

Artikel 70 

Dieses Übereinkommen findet auf 
alle Hoheitsgebiete Anwendung, die 
ein Vertragsstaat völkerrechtlich ver- 
tritt, mit Ausnahme derjenigen, die 
der betreffende Staat bei der Ratifika- 
tion, der Annahme oder der Genehmi- 
gung oder später durch eine an die 
Verwahrstelle dieses Übereinkommens 
gerichtete Notifikation ausnimmt. 

Artikel 71 

Jeder Vertragsstaat kann dieses 
Übereinkommen durch eine an dessen 
Verwahrstelle gerichtete Notifikation 
kündigen. Die Kündigung wird sechs 
Monate nach Eingang dieser Notifika- 
tion wirksam. 

Artikel 72 

Eine Notifikation eines Vertrags- 
staats nach den Artikeln 70 und 71 
berührt nicht die auf diesem Überein- 
kommen beruhenden Rechte und 
Pflichten des betreffenden Staates, 
einer Gebietskörperschaft, einer staat- 
lichen Stelle oder eines Angehörigen 
dieses Staates, die sich aus einer vor 
Eingang dieser Notifikation bei der 
Veiwahrstelle erteilten Zustimmung 
zur Zuständigkeit des Zentrums er- 
geben. 

Artikel 73 

Die Ratifikations-, Annahme- oder 
Genehmigungsiirkunden zu diesem 
Übereinkommen und allen etwaigen 
Änderungen weiden bei der Bank 
hinterlegt, die als Verwahrstelle die- 
ses Übereinkommens handelt. Die 
Verwahrstelle übermittelt den Mit- 
gliedstaaten der Bank und allen an- 
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ciny other Stale invited to sign the 
Convention. 


A r t i c 1 e 74 

The depositary shall regisler this 
Convention with the Secretariat of the 
United Nations in accordance with 
Article 102 of the Charter of the 
United Mations and the Regulations 
thereunder adopted by the General 
Assenibly. 

Article 75 

The depositary shall notify all sig^ 
natory States of the following: 

(a) siqnatures in accordance with Ar- 
ticle 67; 

(b) deposits of Instruments of ratifica- 
tion, acceptance and approval in 
accordance with Article 73; 

(c) the date on which this Convention 
enters into force in accordance 
with Article 68; 

(d) exclusions from territorial applica- 
tion pursuant to Article 70; 

(e) the date on which any amendment 
of this Convention enters into 
force in accordance with Article 66; 
and 

(f) denunciations in accordance with 
Article 71. 


DONE at Washington in the English, 
Fiendi and Spanish languages, all 
Ihree texts being equally authentic, 
in d single copy which shall remain 
deposited in the archives of the Inter- 
national Bank for Reconstruction and 
Development, which has indicated by 
its signature below its agreement to 
fulfil the functions with which it is 
charged ander this Convention. 


Convention certihees conformes aux 
Etats membres de la Banque et ä tout 
autre Etat invite ä signer la Con- 
vention. 

Article 74 

Le depositaiie enregistrera la pre- 
sente Convention aupres du Secreta- 
riat des Nations Unies conforrnement 
a l'article 102 de la Charte des Nations 
Unies et aux Reglements y afferents 
adoptes par l'Assemblee Generale, 


Article 75 

Le depositaire donnera notification 

a tous les Etats signataires des infor- 

mations concernant: 

(a) les signatures conforrnement a 
r Article 67; 

(b) le depöt des Instruments de rati- 
fication, d'acceptation ou d'appro- 
bation conforrnement ärArticle73; 

(c) la date d’entree en vigiieur de la 
presente Convention conforme- 
ment ä l’Article 68; 

(d) les exclusions de l'application ter- 
ritoriale conforrnement a l’Ar- 
ticle 70; 

(e) la date d'entree en vigueur de tout 
amendement ä la presente Con- 
vention conforrnement ä l'Arti- 
cle 66; 

(f) les denonciations conforrnement ä 
l’Article 71. 


FAIT ä Washington en anglais, 
espagnol et frangais, les trois textes 
faisant egalement foi, en un seul 
exemplaire qui demeurera depose aux 
archives de la Banque Internationale 
pour la Reconstruction et le Develop- 
pement, laquelle a indique par sa 
signature ci-dessous qu'elle accepte de 
remplir les fonctions mises ä sa Charge 
par la presente Convention. 


deren zur Unterzeichnung dieses Über- 
einkommens eingeladenen Staaten be- 
glaubigte Absdrriften dieses Überein- 
kommens. 

Artikel 74 

Die Verwahrstelle läßt dieses Über- 
einkommen nach Artikel 102 der 
Charta der Vereinten Nationen und 
nach den Regelungen, die auf Grund 
dieser Bestimmung von der General- 
versammlung angenommen worden 
sind, beim Sekretariat der Vereinten 
Nationen registrieren, 

Artikel 75 

Die Verwahrstelle notifiziert allen 
Unterzeichnerstaaten 

a) die Unterzeichnungen nach Arti- 
kel 67, 

b) die Hinterlegung von Ratifika- 
tions-, Annahme- oder Genehmi- 
gungsurkunden nach Artikel 73, 

c) den Tag des Inkrafttretens dieses 
Übereinkommens nadi Artikel 68, 

d) die Ausnahmen von der räumlichen 
Anwendung nach Artikel 70, 

e) den Tag des Inkrafttretens jeder 
Änderung dieses Übereinkommens 
nach Artikel 66, 

f) die Kündigungen nach Artikel 71. 


GESCHEHEN zu Washington in 
englischer, französischer und spani- 
scher Sprache, wobei jeder Wortlaut 
gleichermaßen verbindlich ist, in einer 
Urschrift, die im Archiv der Internatio- 
nalen Bank für Wiederaufbau und 
Entwicklung hinterlegt bleibt, welche 
durch ihre nachstehende Unterschrift 
angezeigt hat, daß sie die ihr in die- 
sem Übereinkommen zugewiesenen 
Aufgaben annimmt. 


Für die 

Internationale Bank 
für Wiederaufbau 
und Entwicklung 

George D. Woods 
Präsident 

A. Broches 
Leitender Rechtsberater 

18. Marz 1965 
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Denkschrift 


I. Allgemeines 

Dem Übereinkommen liegt ein Entwurf zugrunde, 
den der Stab der Weltbank im Rahmen seiner allge- 
meinen Bemühungen, ausländische Privatinvestitio- 
nen in Entwicklungsländern zu fördern, ausgearbei- 
let hat. Der Entwurf ist am 18. März 1965 nach 
jahrelangen Abstimmungen mit den Rechtssachver- 
ständigen der Mitgliedsländer vom Direktorium der 
Weltbank verabschiedet und den ; Mitgliedstaaten 
zur Unterzeichnung und Ratifizierung vorgelegt 
worden. Die Bundesregierung hat das Übereinkom- 
men am 27. Januar 1966 unterzeichnet. Es ist am 
14. Oktober 1966, 30 Tage nach der Hinterlegung 
der zwanzigsten Ratifikationsurkunde, in Kraft ge- 
treten. Am 1. Mai 1968 hatten 39 Länder von den 
insgesamt 56 Ländern, die das Übereinkommen bis 
dahin unterzeichnet hatten, wirksam ihren Beitritt 
vollzogen. 

Durch das Übereinkommen wird ein Internationales 
Zentrum zur Beilegung von Investitionsstreitig- 
keiten zwischen Vertragsstaaten und Angehörigen 
anderer Vertragsstaaten errichtet. Es wird ein 
institutioneller Rahmen geschaffen, der die Schlich- 
tung von Rechtsstreitigkeiten auf dem Vergleichs- 
oder Schiedswege ermöglicht. 

Die neue Einrichtung kann sowohl für den privaten 
Investor als auch für den Vertragsstaat, der selbst 
Partei einer Investitionsstreitigkeit ist, Bedeutung 
gewinnen. War der private Investor bisher zur 
Wahrnehmung seiner mit einer Anlage im Ausland 
zusammenhängenden Rechtsstreitigkeit auf die In- 
terventionen seines Heimatlandes angewiesen, er- 
öffnet sich ihm nunmehr die Möglichkeit, die Strei- 
tigkeit einem von politischen Erwägungen unabhän- 
gigen Forum zu unterbreiten. Auch für den als Partei 
beteiligten Vertragsstaat kann es vorteilhafter sein, 
die Dienste des Zentrums in Anspruch zu nehmen, 
als sich diplomatischen Schritten des Heimatstaates 
des Investors auszusetzen. 

Die Wirksamkeit der neuen Einrichtung ist natur- 
gemäß in besonderem Maße davon abhängig, daß 
ihre Unparteilichkeit gewährleistet ist. Insoweit er- 
scheint die organisatorische Anlehnung des Zen- 
trums an die Weltbank als ein geeignetes Mittel, 
das Vertrauen, das die Weltbank als unabhängiges 
und weltweit tätiges Institut genießt, dem Zentrum 
nutzbar zu machen. Auch das Gewicht der Schieds- 
sprüche des Zentrums dürfte vom Prestige der Welt- 
bank profitieren. 

Die Bedeutung des Übereinkommens wird aller- 
dings dadurch eingeschränkt, daß die Begründung 
der Zuständigkeit des Zentrums einer besonderen 
Vereinbarung der Parteien bedarf. Auch das Fehlen 
von materiellen Vorschriften zum Schutz von Privat- 
investitionen mag als Mangel empfunden werden. 


Trotz dieser Einschränkungen schließt das Über- 
einkommen auf dem Gebiet des internationalen 
Verfahrensrechts eine Lücke. Darüber hinaus leistet 
es einen Beitrag zur Verbesserung des Klimas für 
private Auslandsinvestitionen und dient damit auch 
den Entwicklungsländern, die für ihr weiteres wirt- 
schaftliches Wachstum auf einen erhöhten Zufluß 
von privatem Auslandskapital angewiesen sind. Die 
große Zahl der Entwicklungsländer, die das Über- 
einkommen unterzeichnet und ratifiziert haben, 
zeigt, daß die Bedeutung des Übereinkommens von 
ihrer Seite erkannt worden ist. 

Durch den Beitritt der Bundesrepublik sollen deut- 
schen Investoren die verfahrensrechtlichen Möglich- 
keiten zugänglich gemacht werden, die den Kapital- 
anlegern anderer Staaten, die das Übereinkommen 
schon ratifiziert haben, bereits zur Verfügung 
stehen. Zugleich soll hiermit die Bereitschaft der 
Bundesrepublik bekundet werden, alle Schritte zur 
Förderung des internationalen Vertrauens und der 
Rechtssicherheit zu unterstützen. 

II. Inhalt des Übereinkommens 

1. Errichtung und Organisation des Internationalen 
Zentrums zur Beilegung von Investitionsstreitig- 
keiten (Artikel 1 bis 24) 

Es wird ein Internationales Zentrum zur Beilegung 
von Investitionsstreitigkeiten errichtet. Seine Auf- 
gabe ist es, die organisatorischen Voraussetzungen 
für die Durchführung von Vermittlungs- und Schieds- 
verfahren zu schaffen und den ordnungsgemäßen 
Ablauf des Verfahrens zu gewährleisten. Das Zen- 
trum hat eigene Rechtspersönlichkeit (Artikel 18). 
Sein Sitz ist der Sitz der Weltbank (Artikel 2). 

Die Verwaltungsfunktionen werden vom General- 
sekretär wahrgenommen. Dieser wird auf Vorschlag 
des Vorsitzenden des Verwaltungsrats mit Zwei- 
drittelmehrheit seiner Mitglieder auf höchstens 
sechs Jahre gewählt (Artikel 10). Der Generalsekretär 
ist gesetzlicher Vertreter des Zentrums (Artikel 11). 

Aufsichtsgremium ist ein Verwaltungsrat, dem je 
ein Vertreter der Vertragsstaaten angehört (Arti- 
kel 4) und dessen Vorsitzender der Präsident der 
Weltbank ist (Artikel 5). 

Bei dem Zentrum wird je ein Vermittler- und ein 
Schiedsrichterverzeichnis geführt (Artikel 3, Arti- 
kel 12 ff.). Jeder Vertragsstaat kann für jedes der 
beiden Verzeichnisse vier Personen benennen, die 
bestimmten richterlichen und fachlichen Qualitäten 
genügen müssen. Außerdem kann auch der Präsi- 
dent der Weltbank als Vorsitzender des Verwal- 
tungsrats je Liste weitere zehn Personen nominieren. 
Bei seiner Auswahl hat er darauf zu sehen, daß in 
dem Verzeichnis die wichtigsten Rechtssysteme der 
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Welt und die Hauptformen wirtschaftlicher Betäti- 
gung vertreten sind. Die Benennungen gelten für 
sechs Jahre und können erneuert werden. 

Die Finanzierung des Zentrums soll aus Gebühren 
und unter Umständen auch aus Zuschüssen der Mit- 
gliedsländer erfolgen (Artikel 17). Es ist jedoch vor- 
gesehen, daß die Weltbank die Restfinanzierung 
für die nächsten Jahre übernimmt, so daß vorerst 
keine finanzielle Belastung der Vertragsstaaten ein- 
tritt. 

Die Frage der Immunitäten, Vorrechte und Befrei- 
ungen für das Zentrum und seine Angehörigen wer- 
den in den Artikeln 18 bis 24 behandelt. 

2. Zuständigkeit (Artikel 25 bis 27) 

Die Zuständigkeit des Zentrums erstreckt sich auf 
Rechtsstreitigkeiten zwischen einem Vertragsstaat 
und einem Staatsangehörigen eines anderen Ver- 
tragsstaates, soweit diese unmittelbar mit einer In- 
vestition Zusammenhängen (Artikel 25). Als Inve- 
stition werden z. B. Beteiligungen, Zweignieder- 
lassungen und langfristige Kredite anzusehen sein. 
Eine weitere Voraussetzung für die Inanspruch- 
nahme des Zentrums ist das Vorhandensein ent- 
sprechender schriftlicher Einverständniserklärungen 
der Parteien, die, sobald sie einmal erteilt sind, nicht 
einseitig widerrufen werden können. Die Ratifizie- 
rung des Übereinkommens durch das Gastland und 
das Heimatland des privaten Investors begründet 
weder für das Gastland noch für den Investor eine 
Verpflichtung, sich der Dienste des Zentrums zu be- 
dienen. 

Die Einigung der Parteien, das Zentrum anzurufen, 
hat zur Folge, daß der Heimatstaat des privaten 
Investors die Befugnis verliert, diesem bezüglich der 
in Streit befangenen Sache diplomatischen Schutz zu 
gewähren, es sei denn, daß der andere Vertrags- 
staat den in der Streitsache erlassenen Schiedsspruch 
nicht befolgt. 

Informelle diplomatische Bemühungen bleiben je- 
doch weiterhin möglich (Artikel 27). 

3. Vergleichsverfahren (Artikel 28 bis 35, 56 bis 63) 
und Schiedsverfahren (Artikel 36 bis 63) 

Die Parteien können sich zur Beilegung ihrer Inve- 
stitionsstreitigkeiten entweder des Vergleichsver- 
fahrens oder des Schiedsverfahrens bedienen. Die 
Einleitung jedes der beiden Verfahren bedarf eines 
entsprechenden an den Generalsekretär gerichteten 
schriftlichen Antrags. Der Antrag muß Angaben über 
die Identität der Parteien und ihre beiderseitige Zu- 
stimmung zu der gewählten Verfahrensart sowie 
über den Streitgegenstand enthalten. Der General- 
sekretär registriert den Antrag, es sei denn, daß die 
Streitigkeit offensichtlich nicht in die Zuständigkeit 
des Zentrums fällt, und notifiziert den Parteien die 
Registrierung oder gegebenenfalls deren Ablehnung 
(Artikel 28, 36). 

Träger des Vergleichs- oder Schiedsverfahrens ist 
eine Vergleichskommission bzw. ein Schiedsgericht, 
das sich jeweils entsprechend der Vereinbarung 


zwischen den Parteien aus einem Einzelvermittler 
bzw. Einzelschiedsrichter oder einer ungeraden Zahl 
von Vermittlern bzw. Schiedsrichtern zusammen- 
setzt. Falls sich die Parteien nicht über die Anzahl 
der Vermittler oder die Art ihrer Ernennung einigen 
können, ist eine Besetzung der Vergleichskommis- 
sion oder des Schiedsgerichts mit drei Vermittlern 
bzw. Schiedsrichtern vorgesehen (Artikel 29, 37). 
Kommt die Vergleichskommission oder das Schieds- 
gericht nicht innerhalb einer bestimmten Frist zu- 
stande, ernennt der Vorsitzende des Verwaltungs- 
rats auf Antrag einer und möglichst nach vorheriger 
Konsultierung beider Parteien den oder die noch 
nicht ernannten Vermittler bzw. Schiedsrichter (Arti- 
kel 30, 38). Das Verfahren vor der Vergleichs- 
kommission oder dem Schiedsgericht wird, soweit 
Vorschriften hierüber nicht bereits in diesem Über- 
einkommen enthalten sind, durch zusätzliche Ver- 
fahrensvorschriften, die vom Verwaltungsrat er- 
lassen werden, geregelt (Artikel 33, 44). 

a) Die Vergleichskommission hat im Vergleichsver- 
fahren die Aufgabe, die zwischen den Parteien 
bestehenden Streitfragen zu klären und sich zu 
bemühen, eine für beide Seiten annehmbare 
Lösung herbeizuführen. Sie kann in allen Stadien 
des Verfahrens Empfehlungen an die Parteien 
richten. Das Verfahren endet mit einem Bericht 
der Kommission, in dem bei erfolgreichem Aus- 
gang des Verfahrens das Ergebnis der Einigung, 
bei einem Scheitern der Einigungsbemühungen 
die Tatsache, daß ein Vergleichsverfahren statt- 
gefunden hat, ohne daß eine Einigung erzielt 
werden konnte, festgestellt wird (Artikel 34). 

b) Aufgabe des Schiedsgerichts ist die Entscheidung 
der anhängigen Rechtsstreitigkeit. Der Entschei- 
dung sind die von den Parteien vereinbarten 
Rechtsvorschriften zugrunde zu legen. Fehlt eine 
Vereinbarung hierüber, wendet das Gericht das 
Recht des Vertragsstaates, der Streitpartei ist 
— einschließlich seines internationalen Privat- 
rechts — sowie die einschlägigen Regeln des 
Völkerrechts an (Artikel 42). Hierdurch ist sicher- 
gestellt, daß auch die in den zwischen der Bun- 
desrepublik und ausländischen Staaten geschlos- 
senen Investitionsförderungsverträgen enthalte- 
nen Bestimmungen über den Schutz von privaten 
Kapitalanlagen Anwendung finden. 

Das Verfahren endet mit einem schriftlichen 
Schiedsspruch. Der Schiedsspruch wird mit 
Stimmenmehrheit der Mitglieder des Gerichts ge- 
fällt und bedarf der Begründung (Artikel 48). 
Er wird den Parteien in beglaubigter Abschrift 
vom Generalsekretär zugestellt (Artikel 49). Ge- 
gen den Schiedsspruch sind keine ordentlichen 
Rechtsmittel vorgesehen. Er ist für die Parteien 
^bindend (Artikel 53). Seine Aufhebung kommt 
nur bei Vorliegen von besonders genannten 
schweren Verfahrensfehlern in Betracht (Arti- 
kel 52). Auch die Voraussetzungen eines Wieder- 
aufnahmeverfahrens sind eng begrenzt (Arti- 
kel 51). Jeder Vertragsstaat ist verpflichtet, einen 
nach dem Übereinkommen ergangenen Schieds- 
spruch als bindend anzuerkennen und ihn bezüg- 
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lieh der Vollstreckung einem rechtskräftigen 
Endurteii eines inländischen Gerichts gleich zu 
behandeln (Artikel 54). 

Die Frage der Ersetzung und Ablehnung von 
Vermittlern und Schiedsrichtern wird in den 
Artikeln 56 bis 58 geregelt. Die Artikel 59 bis 61 
enthalten Bestimmungen über die Kosten des 
Verfahrens. 

Als Ort des Verfahrens bestimmt Artikel 62 den 
Sitz der Weltbank. Auf Wunsch beider Parteien 
können Vergleichs- und Schiedsverfahren jedoch 
auch am Sitz des Ständigen Schiedshofes oder 
einer anderen geeigneten öffentlichen oder 
privaten Institution, mit der das Zentrum ent- 


sprechende Abmachungen getroffen hat oder an 
einem anderen von der Kommission oder dem 
Gericht nach Konsultierung des Generalsekretärs 
gebilligten Ort sialtfinden. 


4. Artikel 64 bis 75 

Artikel 64 bezieht sich auf die Beilegung von Strei- 
tigkeiten zwischen Vertragsstaaten über die Aus- 
legung oder Anwendung des Übereinkommens, die 
Artikel 65 und 66 regeln das Verfahren für etwaige 
Änderungen des Übereinkommens und die Arti- 
kel 67 ff. enthalten die Vorschriften über das Inkraft- 
Ireten des Übereinkommens, des Beitritts hierzu 
und die Kündigung der Mitgliedschaft. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1, Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen:" 

Begründung 

Artikel 24 des dem Gesetzentwurf zugrunde 
liegenden Übereinkommens gewährt Befreiung 
von allen Steuern. Dazu gehören auch Steuern, 
deren Aufkommen den Ländern oder Gemeinden 
ganz oder zum Teil zufließt. Das Gesetz bedarf 
daher gemäß Artikel 105 Abs. 3 GG der Zustim- 
mung des Bundesrates. 

2. Artikel 2 

a) Vor Absatz 1 ist folgender Absatz 01 einzu- 
fügen: 

„(01) Die auf Grund des Übereinkommens 
ergangenen Schiedssprüche (Artikel 53 Abs. 2 
des Übereinkommens) sind vollstreckbar, wenn 
die Zulässigkeit der Zwangsvollstreckung 
aus dem Schiedsspruch gerichtlich festgestellt 
worden ist. Hat ein Verfahren nach Artikel 50 
des Übereinkommens stattgefunden, so ist 
festzustellen, daß die Zwangsvollstreckung 
aus dem Schiedsspruch in Verbindung mit der 
Entscheidung über die Auslegung des Schieds- 
spruches zulässig ist." 

Begründung 

Klarstellung, daß der Schiedsspruch des Inter- 
nationalen Zentrums zwar keiner konstitu- 
tiven Vollstreckbarerklärung bedarf, wohl 
aber einer deklaratorischen Feststellung 
seiner Vollstreckbarkeit. Beim interpretierten 
Schiedsspruch (Artikel 50 des Übereinkom- 
mens) kann diese Feststellung nur einheitlich 
für den Schiedsspruch und den Interpretations- 
beschluß getroffen werden. 

b) Absatz 1 ist wie folgt zu fassen: 

„(1) Auf das Verfahren über den Antrag, die 
Zulässigkeit der Zwangsvollstreckung festzu- 


stellen, sind die Vorschriften über das Ver- 
fahren bei der Vollstreckbarerklärung inlän- 
discher Schiedssprüche entsprechend anzu- 
v/enden. Sachlich ausschließlich zuständig ist 
das Landgericht." 

Begründung 

Vermeidung der Weiterverweisung; direkte 
Bezeichnung der Vorschriften, auf die in 
§ 1044 Abs. 1 ZPO verwiesen wird. 

c) Absatz 3 ist wie folgt zu fassen: 

„(3) Der Antrag, die Zulässigkeit der Zwangs- 
vollstreckung festzustellen, kann nur abge- 
lehnt werden, wenn der Schiedsspruch in 
einem Verfahren nach Artikel 51 oder Arti- 
kel 52 des Übereinkommens aufgehoben wor- 
den ist." 

Begründung 

Notwendige Ergänzung. Auch im Verfahren 
nach Artikel 51 kann es zur Aufhebung des 
ersten Schiedsspruchs und zum Erlaß eines 
neuen Schiedsspruchs kommen. Ein etwaiger 
Antrag, die Zulässigkeit der Zwangsvoll- 
streckung aus dem ersten Schiedsspruch fest- 
zustellen, wäre dann abzulehnen. 

d) Folgender Absatz 4 ist anzufügen: 

„(4) Wird der Schiedsspruch aufgehoben, 
nachdem die Zulässigkeit der Zwangsvoll- 
streckung festgestellt worden ist, so gilt § 1044 
Abs. 4 ZPO entsprechend." 

Begründung 

Der Entwurf enthält keine Regelung daiüber, 
wie zu verfahren ist, wenn der Schiedsspruch 
aufgehoben wird, nachdem er für vollstreck- 
bar erklärt worden ist. Artikel 3 behandelt 
nur das Verfahren bei Aussetzung der Zwangs- 
vollstreckung des Schiedsspruchs. 
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Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 


1. Der Auffassung des Bundesrates, daß der Gesetz- 
entwurf im Hinblick auf Artikel 24 des dem Ge- 
setzentwurf zugrunde liegenden Übereinkommens 
mit Rücksicht auf Artikel 105 Abs. 3 Grundgesetz 
der Zustimmung des Bundesrates bedarf, wird 
zugestimmt. 

2. Den Anderungs- bzw. Ergänzungsvorschlägen des 
Bundesrates zu Artikel 2 des Gesetzentwurfs wird 
vorbehaltlich folgender weiterer Ergänzungen 
dieses Artikels zugestimmt: 

a) In Absatz 1 in der vom Bundesrat vorgeschla- 
genen Fassung ist nach Satz 1 folgender Satz 
einzufügen: 

„§ 1039 der Zivilprozeßordnung ist nicht an- 
zuwenden." 

Begründung 

Die in Absatz 1 in der Fassung des Regierungs- 
entwurfs enthaltene Verweisung auf § 1044 
Abs. 1 ZPO hatte zur Folge, daß die Anwend- 
barkeit von § 1039 ZPO ausgeschlossen wurde. 
Da der Bundesrat mit seinem Vorschlag für 
eine Neufassung des Absatzes 1 keine sach- 
liche Änderung, sondern lediglich das redak- 
tionelle Ziel verfolgt, eine weitere Verweisung 
zu vermeiden, muß in Absatz 1 der vollstän- 
dige Inhalt des § 1044 Abs. 1 ZPO wieder- 
gegeben werden. 

b) Als Absatz 4 ist einzufügen: 

„(4) An die Stelle der Aufhebung des Schieds- 
spruches tritt die Feststellung, daß er im In- 
land nicht anzuerkennen ist." 

Der vom Bundesrat vorgeschlagene neue Ab- 
satz 4 wird Absatz 5. 

Begründung 

Die vorgeschlagene Regelung entspricht der 
des § 1044 Abs. 3 ZPO. Sie trägt dem Umstand 
Rechnung, daß einem deutschen Gericht keine 
Aufhebung eines ausländischen Schieds- 
spruches zusteht. 
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